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Pressemitteilung 
 
Berlin, 10. April 2025           
 
      

Bundes-SGK 

„Verantwortung für Deutschland – Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD eröffnet viele Chancen für die Kommunen“ 
 
Thorsten Kornblum, Vorsitzender der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik 
(Bundes-SGK), erklärt anlässlich der Einigung von SPD und CDU/CSU auf den Entwurf eines 
Koalitionsvertrages in den Koalitionsverhandlungen:  

 
Der funktionierende Staat fängt auf kommunaler Ebene an. Diese Koalition startet mit dem 
Versprechen, Deutschland unbürokratischer zu machen und den Kommunen mehr Entscheidungs- 
und Handlungsfähigkeit zu geben. Kommunalpolitik muss schneller, einfacher, und unbürokratischer 
werden. 
 
Daran werden wir mitarbeiten. Dafür ist dieser Koalitionsvertrag ein gutes Startsignal!  
 
Mit einem Zukunftspakt Bund, Länder und Kommunen soll die finanzielle Handlungsfähigkeit gestärkt 
und eine umfassende Aufgaben- und Kostenkritik vorgenommen werden. So heißt es: „Es braucht 
eine grundsätzliche und systematische Verbesserung der Kommunalfinanzen jenseits von 
Förderprogrammen. […] Wir wollen eine deutliche Entlastung der Kommunen erreichen und werden 
gemeinsam mit den Ländern und in Abstimmung mit den Kommunen Lösungen erarbeiten, um die 
Ausgabendynamik zu durchbrechen.“ 
 
Das bereits mit einer Grundgesetzänderung beschlossene Sondervermögen Infrastruktur in Höhe von 
500 Milliarden Euro kann für Investitions- und Planungssicherheit in den öffentlichen Haushalten 
sorgen. Der nächste Schritt folgt durch die Bildung einer Expertenkommission für eine 
Modernisierung der Schuldenbremse, die dauerhaft zusätzliche Investitionen in die Stärkung unseres 
Landes ermöglicht. 
 
Zudem soll das Förderwesen verschlankt werden. „Als Zeichen der vertrauensvollen Zusammenarbeit 
der staatlichen Ebenen werden wir die Förderbedingungen erheblich entbürokratisieren und die 
Mittel zweckbezogen verausgaben. Ausufernde Förderbestimmungen, Zweckverwendungsnachweise 
und weitere Formalitäten werden wir deutlich reduzieren.“  
 
Schließlich bekennt sich der Bund mit diesem Koalitionsvertrag zu einer Unterstützung von 
Maßnahmen der Länder, die durch die Übernahme übermäßiger Kassenkredite zur Lösung der 
kommunalen Altschuldenproblematik beitragen. 
 
Dieser Koalitionsvertrag enthält aus Sicht der Kommunen viele gute Ansätze, die in den kommenden 
Jahren eine Verbesserung der Situation in unseren Städten, Gemeinden und Kreisen erlauben. Das 
reicht unter anderem von der Verlängerung der Mietpreisbremse, der Erhöhung der 
Städtebauförderung, einem verstärkten sozialen Wohnungsbau, den Erhalt des Deutschlandtickets, 
der Stärkung des ÖPNV, einer Verbesserung der Rahmenbedingungen zur Umsetzung der 
Wärmewende, den Bevölkerungs- und Katastrophenschutz, einer Überbrückungshilfe für 
notleidende Krankenhäuser, bis hin zur Klimaanpassung und der Stärkung der ländlichen Räume. 
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Handlungsfähige Kommunen, Bürokratieabbau und Finanzausstattung 

 
Wir sorgen für einen handlungsfähigen Staat.  
„Seit Jahren schwindet das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit und Problemlösungskompetenz 
öffentlicher Institutionen. Wir haben diesen Weckruf gehört und einen Reformplan entwickelt. Wir 
wollen einen funktionierenden, handlungsfähigen Staat, der digitaler und effizienter als bisher 
arbeitet. Wir werden mit Investitionen in die Infrastruktur dafür sorgen, dass die Bahn wieder 
pünktlich fährt, die Straßen und Brücken wieder in einem guten Zustand sind, die ärztliche 
Versorgung gesichert ist und Digitalisierung unseren Alltag erleichtert.“ (S.7) 
 
„Der funktionierende Staat fängt auf kommunaler Ebene an. Wir wollen, dass unsere Kommunen 
auch in Zukunft lebenswert und leistungsfähig sind. Allerdings ist die Lage der Kommunen ernst und 
spitzt sich finanziell zu. Insbesondere die Ausgaben für Personal, Bürokratie und Soziales treiben ihr 
Defizit an – sie steigen deutlich schneller als die Investitionsausgaben. Die Kommunen brauchen 
Handlungsperspektiven – sowohl finanziell als auch im Hinblick auf die Umsetzungsfähigkeit der 
ihnen übertragenen Aufgaben. Wir werden die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit der 
Kommunen verbessern. Kommunalpolitik muss schneller, einfacher und unbürokratischer werden 
können. Das Vertrauen in den Staat und der gesellschaftliche Zusammenhalt werden gestärkt, wenn 
die Funktionsfähigkeit der Kommunen gewährleistet ist.“ (S.113) 
 
Reform Schuldenbremse 
„Wir werden eine Expertenkommission unter Beteiligung des Deutschen Bundestages und der Länder 
einsetzen, die einen Vorschlag für eine Modernisierung der Schuldenbremse entwickelt, die 
dauerhaft zusätzliche Investitionen in die Stärkung unseres Landes ermöglicht. Auf dieser Grundlage 
wollen wir die Gesetzgebung bis Ende 2025 abschließen.“ (S. 50) 
 
Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität 
„Die Schaffung eines 500 Milliarden Euro starken Sondervermögens für Infrastruktur und 
Klimaneutralität soll eine entscheidende Weichenstellung für eine langfristige, positive 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung Deutschlands sein. Sanieren, Bauen, Zukunft 
gestalten, das ist das Gebot der Stunde. Unser Ziel ist es, durch eine moderne intakte Infrastruktur 
eine deutliche Steigerung von Wachstum und Wertschöpfung in Deutschland zu erreichen.“ (S.54) 
 
„Mit dem Errichtungsgesetz zum Sondervermögen werden wir klare Ziele und Investitionsfelder 
definieren, eine Erfolgskontrolle verknüpfen und wo möglich privates Kapital hebeln. Wir werden die 
Mittel im jährlichen Wirtschaftsplan sorgsam und umsichtig veranschlagen. Dabei ist für Länder und 
Kommunen, die einen Großteil der Investitionstätigkeit in Deutschland stemmen, ein Anteil von 
100 Milliarden Euro vorgesehen. Weitere 100 Milliarden Euro werden schrittweise dem Klima- und 
Transformationsfonds zugeführt. Aus dem Bundesanteil des Sondervermögens werden in den Jahren 
2025 bis 2029 Maßnahmen in Höhe von insgesamt rund 150 Milliarden Euro finanziert.“ (S.54) 
 
„Um die dringend benötigten Investitionen mit den Mitteln des befristeten Sondervermögens 
Infrastruktur Bund/Länder/Kommunen schnell zu tätigen, werden wir die Möglichkeiten zur 
Beschleunigung von Planung und Genehmigung, Beschaffung und Vergabe der Infrastrukturprojekte 
aus dem Sondervermögen ausschöpfen.“ (S.55) 
 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz 
„Zusätzlich haben wir den Anspruch, die wichtigen Vorhaben aus dem Sondervermögen schnell 
umzusetzen und brauchen dazu Deutschlandtempo für all diese Vorhaben. Um die dringenden 
Investitionsbedarfe schnell mit den Mitteln des befristeten Sondervermögens Infrastruktur 
Bund/Länder/Kommunen zu befriedigen, sollen die Möglichkeiten zur Beschleunigung von Planung 
und Genehmigung, Beschaffung und Vergabe der Infrastrukturprojekte aus dem Sondervermögen 
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ausgeschöpft werden und in einem Infrastruktur-Zukunftsgesetz ambitioniert geregelt werden. Diese 
Vorhaben werden mit einem überragenden öffentlichen Interesse ausgestattet und damit auch 
rechtlich priorisiert. Dabei sollen insbesondere die Beschleunigungsregelungen des LNG 
Beschleunigungsgesetzes als Vorbild dienen und Ausnahmen auf europäischer Ebene im Sinne der 
EU-Notfallverordnung für beschleunigten Ausbau zur Nutzung Erneuerbarer Energien geschaffen 
werden. Ferner prüfen wir, ob auch große Infrastrukturvorhaben außerhalb des Sondervermögens 
mit einem überragenden öffentlichen Interesse ausgestattet werden können.“ (S.60) 
 
Zukunftspakt Bund, Länder und Kommunen 
„Mit einem Zukunftspakt von Bund, Ländern und Kommunen werden wir die finanzielle 
Handlungsfähigkeit stärken und eine umfassende Aufgaben- und Kostenkritik vornehmen. Wir 
erkennen die zentrale Rolle der Kommunen in der Umsetzung staatlicher Aufgaben an und setzen 
uns für eine faire Aufgaben- und Finanzierungsverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
ein. Dabei stellen wir sicher, dass kommunale Aufgaben angemessen ausgestattet werden und neue 
Verpflichtungen mit einer entsprechenden finanziellen Unterstützung einhergehen. Bei Gesetzen, die 
die Kommunen betreffen, prüfen wir ab sofort die Kommunalverträglichkeit mit Blick auf finanzielle 
und organisatorische Auswirkungen unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände.“ (S.57) 
 
Veranlassungskonnexität 
„Wir orientieren uns am Grundsatz der Veranlassungskonnexität – „Wer bestellt, bezahlt“, das gilt 
auch für Verwaltungs- und Personalaufwände. Wer eine Leistung veranlasst oder ausweitet, muss für 
ihre Finanzierung aufkommen. Das heißt, wenn Bundesgesetze oder andere Maßnahmen des Bundes 
bei den Ländern und Kommunen zu Mehrausgaben oder Mindereinnahmen führen, muss 
sichergestellt werden, dass die Mittel bei der ausführenden Ebene ankommen.“ (S.114) 
 
Entlastung von Kommunen 
„Wir wollen eine deutliche Entlastung der Kommunen erreichen und werden gemeinsam mit den 
Ländern und in Abstimmung mit den Kommunen Lösungen erarbeiten, um die Ausgabendynamik zu 
durchbrechen. Dabei werden wir auch Verwaltungsverfahren verbessern, um Bürokratie abzubauen 
und kommunale Kosten zu senken. Es bedarf eines Monitorings unter Einbeziehung der Kommunalen 
Spitzenverbände zur Anpassung der Standards, auch im Hinblick auf Überregulierung und zeitgemäße 
Umsetzbarkeit. Wo sinnvoll und möglich, wollen wir mehr Flexibilität und Spielräume vor Ort 
schaffen, ohne das gesetzgeberische Ziel zu konterkarieren.“ (S.114) 

 
Kommunale Förderprogrammstruktur 
„Wir evaluieren und konzentrieren die kommunale Förderprogrammstruktur und optimieren sie mit 
Blick auf Ziel und Wirkung. Wir vereinfachen die Beantragung und Umsetzung, reduzieren die 
Nachweispflicht und ermöglichen den vorzeitigen Maßnahmenbeginn. Dies muss zukünftig komplett 
digital erfolgen. Wir reduzieren den Kontrollaufwand durch risikoorientierte Stichprobenverfahren. 
Die dadurch freiwerdenden Mittel werden über einen geeigneten Schlüssel innerhalb der 
bestehenden verfassungsrechtlichen Finanzbezüge direkt an die Kommunen pauschal ausgekehrt.“ 
(S.114/115) 
 
Verschlankung Förderwesen 
„Wir wollen eine Reform der Bundeshaushaltsordnung durchführen und im Zuge dessen das 
Förderwesen des Bundes effizienter und zielgerichteter ausstatten und vereinfachen. 
Wir sehen die Länder und Kommunen als Partner auf Augenhöhe. Als Zeichen der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit der staatlichen Ebenen werden wir die Förderbedingungen erheblich 
entbürokratisieren und die Mittel zweckbezogen verausgaben. Ausufernde Förderbestimmungen, 
Zweckverwendungsnachweise und weitere Formalitäten werden wir deutlich reduzieren. Wir werden 
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daher mehr Fördermittel pauschal zuweisen. Die Länder und Kommunen sichern zu, dass die Mittel 
im Sinn des Förderzwecks verwendet werden. Der Grundsatz „so viel wie nötig und so wenig wie 
möglich“ ist hierbei für uns leitend.“ (S.56) 
 
Unbürokratische Förderlandschaft des Bundes 
„Wir werden alle Förderprogramme des Bundes im Hinblick auf Zielgenauigkeit und Effizienz 
überprüfen. Antrags- und Nachweisverfahren werden wir vereinfachen und Antragsförderungen 
möglichst durch Pauschalen ersetzen. Fördermaßnahmen sollen zukünftig vollständig standardisiert 
und elektronisch bearbeitet werden können. Wir wollen dazu eine zentrale Förderplattform des 
Bundes einführen. Die Entscheidungen über Förderzusagen werden wir beschleunigen.“ (S.62) 
 
Vereinfachung des Vergaberechts und strategisches Beschaffungsmanagement  

„Wir werden uns dafür einsetzen, das Vergaberecht auf nationaler und europäischer Ebene für 

Lieferungen und Leistungen aller Art für Bund, Länder und Kommunen zu vereinfachen, zu 

beschleunigen und zu digitalisieren. Für uns gilt der Grundsatz der mittelstandsfreundlichen Vergabe. 

Wir werden das Vergaberecht auf sein Ziel einer wirtschaftlichen, diskriminierungs- und 

korruptionsfreien Beschaffung zurückführen. Wir schaffen sektorale Befreiungsmöglichkeiten vom 

Vergaberecht insbesondere in Fragen der nationalen Sicherheit und für Leitmärkte für emissionsarme 

Produkte in der Grundstoffindustrie mit einem Pionierfeld für die Deutsche Bahn. Wir streben für die 

Schwellenwerte für öffentliche Ausschreibungen im nationalen Recht eine Vereinheitlichung an und 

wollen sie insbesondere für Direktvergaben und freihändige Vergaben heraufsetzen.“ (S. 64)  

 
Grundsätze der Haushaltspolitik  
„Wir werden noch im Jahr 2025 eine Aufgaben- und Ausgabenkritik mit folgenden Schwerpunkten 
beginnen: 
a) Alle Subventionen werden wir einer eingehenden Prüfung unterziehen. 
b) Wir wollen vor allem den Aufwuchs der konsumtiven Ausgabereste in den Einzelplänen 
wirksam eindämmen. 
c) Im Zuge von Digitalisierung und bei verstärktem Einsatz von Künstlicher Intelligenz gilt es 
mögliche Effizienzpotenziale zu heben. 
d) Wir wollen alle Förderprogramme auf ihre Zielgerichtetheit und Wirksamkeit hin überprüfen 
und die Förderkulisse insgesamt effektiver ausrichten. 
e) Wir werden das Zuwendungsrecht verschlanken und vereinheitlichen. 
f) Wir prüfen die Einführung eines ziel- und wirkungsorientierten Haushaltswesens.“ (S.52) 
 

Kommunale Einnahmen 
„Es braucht eine grundsätzliche und systematische Verbesserung der Kommunalfinanzen jenseits von 
Förderprogrammen. Wir wollen eine Verstetigung und Verlässlichkeit der kommunalen Einnahmen 
und mehr kommunale finanzielle Autonomie und Gestaltungsmöglichkeiten. Im Falle einer 
Weiterentwicklung der Gewerbesteuer sichern wir die Einnahmen der Kommunen.“ (S.114) 
 

Gewerbesteuer 
„Kommunen können ihre Gewerbesteuerhebesätze im Rahmen der rechtlichen Vorgaben selbst 
festlegen, was aufgrund des niedrigen Mindesthebesatzes zu kommunalen Steuersatzgefällen führt. 
Dies kann für Unternehmen Anreize bieten, lediglich vorzugeben, dass sie ihre Geschäftstätigkeit in 
einer Kommune mit einem niedrigen Gewerbesteuerhebesatz ausüben. Wir werden alle zur 
Verfügung stehenden administrativen Maßnahmen ergreifen, um derartigen Scheinsitzverlegungen 
in Gewerbesteuer-Oasen wirksam zu begegnen. Der Gewerbesteuer-Mindesthebesatz wird von 200 
auf 280 Prozent erhöht.“ (S.45/46)  
 

Kommunale Altschulden 
„Zur Lösung der kommunalen Altschuldenproblematik wird sich der Bund in dieser Legislatur mit 
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250 Millionen Euro pro Jahr an Maßnahmen der Länder, die ihre Kommunen durch eine landesseitige 
Übernahme übermäßiger Kassenkredite entlasten, finanziell zur Hälfte beteiligen. Der Bund wird für 
den gleichen Zeitraum die Geberländer im bundesstaatlichen Finanzausgleich um 400 Millionen Euro 
pro Jahr entlasten. Diese Summe ist entsprechend des Anteils des jeweiligen Landes an den 
Gesamtnettozahlungen in den Finanzausgleich aufzuteilen und an dieses direkt zu leisten. 
Der Bund wird die ostdeutschen Bundesländer entlasten, indem er bei dem Gesetz zur Überführung 
von Ansprüchen und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des 
Beitrittsgebietes (AAÜG) in der Kostenaufteilung zwischen Bund und Ländern weitere zehn 
Prozentpunkte übernimmt.“ (S.55) 
 

Handlungsfähiges Europa – Europäische Kohäsionspolitik 
„Die Kohäsionspolitik ist in Zeiten großer Herausforderungen eine wichtige Säule eines solidarischen 
Europas und ein zentrales Instrument zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, Innovationskraft und 
gleichmäßigen Entwicklung aller europäischen Regionen. Wir treten zur Stärkung der Regionen für 
eine Kohäsionspolitik 2028+ ein, die auf der Grundlage einer angemesseneren Mittelausstattung in 
einer eigenständigen Fondsstruktur auch künftig gemeinsam mit den Regionen entwickelt und 
primär von diesen umgesetzt wird. Wichtig ist uns der Erhalt der Förderwürdigkeit aller Regionen. 
Insbesondere auch strukturschwache sowie von Transformation betroffene Regionen brauchen in 
Zukunft eine tragfähige Mittelausstattung der Kohäsionspolitik. Wir wollen keine Region 
zurücklassen. Das Europäische Parlament muss seine zentrale Rolle bei der Definition der Kriterien 
der Mittelvergabe und bei der Kontrolle der Mittelverwendung behalten. Die Kohäsionspolitik soll in 
der Zukunft noch stärker Anreize zur Umsetzung von innerstaatlichen Reformen liefern. Den 
Regionen muss bei Ausarbeitung und Umsetzung der Programme sowie der Auswahl der Projekte 
weiterhin eine zentrale Rolle zukommen. Eine zentralisierte Kohäsionspolitik ist damit nicht 
vereinbar.“ (S.137) 
 

Bundesimmobilien 
„Der Bund ist im Rahmen seiner Möglichkeiten bereit, die Länder und Kommunen auch weiterhin 
durch die vergünstigte Abgabe von nicht benötigten Grundstücken für Wohnungsbau und weitere 
öffentliche Zwecke zu unterstützen.“ (S.57) 
 
Europäische Bankenunion 
„Wir setzen uns für die Weiterentwicklung der europäischen Spar- und Investitionsunion 
beziehungsweise Banken- und Kapitalmarktunion ein, um die Wachstumsfinanzierung in Europa zu 
stärken und einen einheitlichen Finanzmarkt zu schaffen. Um unser Bankensystem aus Sparkassen, 
Genossenschaftsbanken und Privatbanken zu erhalten, berücksichtigen wir die Belange kleinerer 
Banken und Sparkassen bei Änderungen der Regulierung konsequent und stärken insgesamt den 
Banken- und Finanzstandort Deutschland. Dies gilt auch für die risikoadäquate Ausgestaltung eines 
europäischen Systems der Einlagensicherung, das die Erfordernisse unseres dreigliedrigen 
Bankensystems zwingend berücksichtigen muss. Eine vergemeinschaftete europäische 
Einlagensicherung (EDIS) ohne Vorbedingungen lehnen wir ab.“ (S.50) 

 
Bauen, Wohnen und Stadtentwicklung 
 
Sozialer Wohnungsbau 
„Wohnen wollen wir für alle Menschen bezahlbar, verfügbar und umweltverträglich gestalten. Alle 
Wohnformen, ob Eigentum oder Mietwohnung, in der Stadt und im ländlichen Raum sind für uns 
gleichwertig. Wir kurbeln den Wohnungsbau und die Eigentumsbildung durch eine Investitions-, 
Steuerentlastungs- und Entbürokratisierungsoffensive an. Zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes 
wird der soziale Wohnungsbau als wesentlicher Bestandteil der Wohnraumversorgung ausgebaut.“ 
(S.22) 
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Wohneigentumsbildung 
„Zur Wohneigentumsbildung für Familien („Starthilfe Wohneigentum“), zur Neubauförderung und 
zur Sanierung bestehenden Wohnraums werden steuerliche Maßnahmen verbessert, 
eigenkapitalersetzende Maßnahmen geschaffen und die Übernahme von staatlichen Bürgschaften 
für Hypotheken geprüft. Die Förderprogramme der KfW werden zu zwei zentralen Programmen 
zusammengeführt und vereinfacht: ein Programm für den Neubau und eines für die Modernisierung. 
Dabei setzen wir Anreize für einfaches, klimafreundliches und kostenreduziertes Bauen.“ (S.23) 
 
Investitionsfonds für Wohnungsbau 
„Zur Vergabe von Eigen- und Fremdkapital soll im Zusammenspiel von öffentlichen Garantien (zum 
Beispiel der KfW) und privatem Kapital ein Investitionsfonds für den Wohnungsbau aufgelegt und 
auch kommunale Wohnungsbaugesellschaften durch eigenkapitalentlastende Maßnahmen 
unterstützt werden. Wir wollen zudem die günstigen Finanzierungskonditionen des Bundes und die 
Expertise der Wohnungswirtschaft für schnelles und effizientes Bauen zusammenbringen und 
werden daher zeitnah durch eine Beteiligung des Bundes, zum Beispiel durch Garantien, die 
Finanzierungskosten so senken, dass gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft in großer Zahl 
Wohnungen in angespannten Wohnungsmärkten für unter 15 EUR pro Quadratmeter entstehen 
können.“ (S.23) 
 
Weitere Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus 
Um die „WG-Garantie“ für Auszubildende und Studierende zu erreichen, werden wir neben den 
zusätzlichen Investitionen in Junges Wohnen die Förderbestimmungen für den Belegungsankauf von 
Wohnraum für Auszubildende und Studierende öffnen. Der Verbraucherschutz zur Durchsetzung von 
Mieterrechten für junge Menschen wird gestärkt. Damit auch Auszubildende profitieren können, 
werden Beratungskompetenzen in einer Anlaufstelle für Auszubildenden-Wohnen auf Bundesebene 
gebündelt. Der Wohnungsbau soll aus den Beihilfevorschriften der EU ausgenommen werden. Das 
genossenschaftliche Wohnen wird weiter gefördert, die Wohngemeinnützigkeit wollen wir mit 
Investitionszuschüssen ergänzen. Das Wohngeld wird mit den Ländern vereinfacht 
 
Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit 
Der Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit wird umgesetzt. Um Obdachlosigkeit zu verhindern, soll 
die Schonfristzahlung einmalig eine ordentliche Kündigung abwenden können (Härtefallregelung). 
(S.25) 
 
Mieterschutz 
„Mieter müssen wirksam vor Überforderung durch immer höhere Mieten geschützt werden.“ (S.22) 
 
„Die Mietpreisbremse in angespannten Wohnungsmärkten wird für vier Jahre verlängert. Bis zum 
31.12.2026 wird eine Expertengruppe mit Mieter- und Vermieterorganisationen die Harmonisierung 
von mietrechtlichen Vorschriften, eine Reform zur Präzisierung der Mietwucher-Vorschrift im 
Wirtschaftsstrafgesetz und eine Bußgeldbewehrung bei Nichteinhaltung der Mietpreisbremse 
vorbereiten.“ (S.24) 
 
„In angespannten Wohnungsmärkten werden Indexmieten bei der Wohnraumvermietung, 
möblierte und Kurzzeitvermietungen einer erweiterten Regulierung unterworfen. Über eine 
Änderung der Modernisierungsumlage werden wir dafür Sorge tragen, dass zum einen 
wirtschaftliche Investitionen in die Wohnungsbestände angereizt werden und zum anderen die 
Bezahlbarkeit der Miete künftig besser als jetzt gewährleistet bleiben kann. So lösen wir das 
Vermieter-Mieter-Dilemma auf. Die Wertgrenze bei Kleinmodernisierungen wird bis Ende 2025 auf 
20.000 Euro angehoben. Die Nebenkosten für Mieterinnen und Mieter sollen transparenter und 
einfacher nachvollziehbar sein.“ (S.25) 
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Klimaschutz im Gebäudesektor 
„Für die Erreichung der Klimaziele ist der Gebäudesektor zentral. Bezahlbarkeit, 
Technologieoffenheit, Versorgungssicherheit und Klimaschutz sind unsere Ziele für die 
Modernisierung der Wärmeversorgung. Wir werden das Heizungsgesetz abschaffen. Das neue GEG 
machen wir technologieoffener, flexibler und einfacher. Die erreichbare CO2-Vermeidung soll zur 
zentralen Steuerungsgröße werden. Den Quartiersansatz werden wir stärken. Die Sanierungs- und 
Heizungsförderung werden wir fortsetzen. Die Kosten für energetische Sanierungen ererbter 
Immobilien werden künftig von der Steuer absetzbar. Die Förderfähigkeit des EH55-Standards wollen 
wir befristet zur Aktivierung des Bauüberhangs wiederherstellen. Die Verzahnung von GEG und 
kommunaler Wärmeplanung vereinfachen wir. Die nationalen Gebäudeeffizienzklassen im GEG 
werden mit unseren Nachbarländern harmonisiert. Spielräume bei der Umsetzung der Europäischen 
Gebäuderichtlinie (EPBD) schöpfen wir aus. Für eine Verlängerung der Umsetzungsfristen setzen wir 
uns ein.“ (S.24) 
 
Städtebauliche Entwicklung 
„Wir stärken die städtebauliche Entwicklung unseres Landes, gerade auch in den ländlichen Räumen, 
bekämpfen Leerstand in strukturschwachen Regionen, stärken Innenstädte und soziale 
Infrastrukturen und passen sie an Klimawandel sowie Barrierefreiheit an.“ (S.22) 
 
BauGB-Novelle 
„Wir werden das Baugesetzbuch in zwei Schritten novellieren. In den ersten 100 Tagen werden wir 
einen Gesetzentwurf zur Einführung eines Wohnungsbau-Turbos unter Berücksichtigung der 
kommunalen Planungshoheit vorlegen sowie Lärmschutzfestsetzungen erleichtern; zugleich werden 
die Vorschriften über den Umwandlungsschutz (§ 250 Baugesetzbuch) und die Bestimmung der 
Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt um fünf Jahre verlängert.“ (S.23) 
 
„In einem zweiten Schritt werden wir eine grundlegende Reform zur Beschleunigung des Bauens 
vornehmen. Um eine nachteilige Ausstrahlungswirkung auf die Umgebung zu vermeiden, wird das 
Vorkaufsrecht für Kommunen in Milieuschutzgebieten und bei Schrottimmobilien entsprechend 
gestärkt, der preislimitierte Vorkauf für solche Immobilien vereinfacht und die Umgehung von 
kommunalen Vorkaufsrechten bei Share Deals verhindert. In Milieuschutzgebieten werden Vorhaben 
zur Herstellung von Barrierearmut und energetischer Sanierung sozialverträglich ermöglicht. 
Selbstnutzende Eigentümer werden wir von den Regelungen des Milieuschutzes ausnehmen.“ (S.23) 
 
Weiterentwicklung der Städtebauförderung 
„Die Städtebauförderung wird modernisiert und vereinfacht, Innovationen werden gefördert. Für 
Kommunen unter 100.000 Einwohnern können die Länder integrierte Stadtentwicklungskonzepte 
regeln. Das Finanzvolumen der Städtebauförderung wird schrittweise verdoppelt. Wir werden die 
Mittel für die Modellvorhaben zur Weiterentwicklung der Städtebauförderung für die laufenden 
Maßnahmen verstärken und den zeitlichen Rahmen anpassen.“ (S.27) 
 
Innenstädte 
„Unsere Innenstädte haben eine hohe Lebensqualität. Deshalb gilt es die zunehmenden Leerstände 
in Innenstädten effektiv anzugehen. Dafür werden wir uns auf europäischer Ebene für die 
Fortsetzung der Förderung aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) analog zu 
den erfolgreichen Programmen „Resiliente Innenstädte“ und „Perspektive Innenstadt!“ einsetzen.“ 
(S.115) 
 
Modernisierung von Sportstätten 
„Wir helfen Ländern, Kommunen und Vereinen nach Bedarf bei der Modernisierung und Sanierung 
von Sportstätten. Dafür stellen wir mindestens eine Milliarde Euro zur Verfügung. Wir wollen die 
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Schwimmfähigkeit der Menschen in unserem Land verbessern. Deshalb werden wir neben 
Sporthallen vor allem Schwimmbäder – einschließlich mobiler Schwimmcontainer – fördern. Aber 
auch Sportplätze sollen förderfähig sein. Die Schaffung von Barrierefreiheit, Energieeffizienz und die 
Verbesserung der interkommunalen Zusammenarbeit werden hierbei besonders berücksichtigt. 
Wichtig ist zudem die Prüfung der Sportanlagenlärmschutzverordnung und gegebenenfalls deren 
Anpassung.“ (S.117) 

 
Innere Sicherheit – Verteidigung 
 
Zivil-, Bevölkerungs- und Katastrophenschutz 
„Wir brauchen eine gemeinsame Kraftanstrengung von Bund und Ländern, um Kommunen bei der 
Bewältigung ihrer Aufgaben im Bereich Zivil-, Bevölkerungs- und Katastrophenschutz zu 
unterstützen. Auf Grundlage des Operationsplans Deutschland sorgen wir im Zusammenspiel mit den 
Ländern dort für die notwendigen Investitionen und dauerhafte Finanzierung. Zudem stärken wir die 
Resilienz der Kommunen, indem wir die (Daten-)Sicherheit kritischer Infrastrukturen erhöhen.“ 
(S.115) 
 
Sichere Kommunen 
„Unser gemeinsames Leitbild ist die „sichere Kommune“. Das betrifft auch die Sicherheit und 
Ordnung im öffentlichen Raum. Wir setzen uns für eine Harmonisierung der Sicherheitsvorschriften 
von Bund, Ländern und Kommunen ein.“ (S.115) 
 

Digitalisierung  
 
Once-Only und Digital-Only 
„Für uns gilt der „Once-Only“-Grundsatz. Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen sollen ihre 
Daten gegenüber dem Staat nur einmal angeben müssen. Dafür etablieren wir ein grundsätzliches 
Doppelerhebungsverbot und Verpflichtungen zum Datenaustausch innerhalb der Verwaltung. Die 
Registermodernisierung werden wir vorantreiben, indem wir Bundesregister vernetzen und auf 
souveränen Cloudplattformen in Fortsetzung der Deutschen Verwaltungscloud-Strategie zentral 
vorhalten.“ (Seite 67) 
 
Verwaltungsprozesse müssen sich an Lebenslagen orientieren. Leistungen sollen zunehmend 
antragslos erfolgen. Etwa nach der Geburt eines Kindes sollen Eltern automatisch einen 
Kindergeldbescheid erhalten.  Konsequente Digitalisierung bedeutet „Digital-Only“: 
Verwaltungsleistungen sollen unkompliziert digital über eine zentrale Plattform („One-Stop-Shop“) 
ermöglicht werden, das heißt ohne Behördengang oder Schriftform. Jeder Bürger und jede Bürgerin 
erhält verpflichtend ein Bürgerkonto und eine digitale Identität. Die EUDI-Wallet für 
Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen wird bereitgestellt. So erfolgen Identifikation, 
Authentifizierung und Zahlungen. Wer den digitalen Weg nicht gehen will oder kann, erhält Hilfe vor 
Ort. Für Unternehmen, Selbstständige und Vereine werden spezifische Zugänge geschaffen. Etwa 
Unternehmensgründungen wollen wir innerhalb von 24 Stunden möglich machen. (Seite 56) 
 
Neues Leitbild für die Verwaltung 
Das Leitbild: eine vorausschauende, vernetzte, leistungsfähige und nutzerzentrierte Verwaltung – 
zunehmend antragslos, lebenslagenorientiert und rein digital (digital only) mit gezielten 
Unterstützungsangeboten. Eine Ende-zu-Ende-Digitalisierung und digitaltaugliche Gesetze sind dafür 
der Schlüssel. Wir verankern ein Datendoppelerhebungsverbot (Once-Only) und beseitigen 
Digitalisierungshemmnisse. Schriftformerfordernisse schaffen wir, wo immer möglich, mithilfe einer 
Generalklausel ab. Wir setzen auf datenbasierte Steuerung und Wirkungsorientierung, strategische 
Vorausschau, neue Formen der Zusammenarbeit und Personalgewinnung, offene Innovationen sowie 
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eine Kultur, die für Experimentierfreude und Verantwortung steht. Mithilfe von Digitalisierung 
gestalten wir Gesetze vollzugsfreundlicher und verständlicher. Dazu gehören Praxistauglichkeitstests, 
die Visualisierung von Strukturen und Prozessen sowie eine digitale Umsetzung und einheitliche 
Begriffe. (Seite 67) 
 
Deutschland-Stack 
Ländern und Kommunen wird die Nutzung folgender Lösungen ermöglicht, die prioritär 
umgesetzt werden: Ein interoperabler und europäisch anschlussfähiger souveräner Deutschland-
Stack integriert KI, Cloud-Dienste sowie Basiskomponenten. Bei dem Aufbau dieser Strukturen wird 
geprüft, ob europäische Anbieter bereits entsprechende Lösungsmodelle entwickelt haben. 
Wir definieren Ebenen übergreifend offene Schnittstellen, offene Standards und treiben Open Source 
mit den privaten und öffentlichen Akteuren im europäischen Ökosystem gezielt voran, unter 
anderem mit dem Zentrum Digitale Souveränität (ZenDiS), der Sovereign Tech Agency, der 
Bundesagentur für Sprunginnovationen (SPRIND). Dafür richten wir unser IT-Budget strategisch aus 
und definieren ambitionierte Ziele für Open Source. (Seite 67) 
 
Prozess einer Neuordnung der föderalen Beziehungen 
„Mit einem Zukunftspakt von Bund, Ländern und Kommunen werden wir die finanzielle 
Handlungsfähigkeit stärken und eine umfassende Aufgaben- und Kostenkritik vornehmen. 
Unabhängig von dieser Initiative wird der Bund im Bereich der Digitalisierung für ausgewählte 
Aufgaben mit hohem Standardisierungs- und Automatisierungspotenzial Vollzugsverantwortung 
übernehmen. Dafür werden wir in Abstimmung mit den Ländern eine Änderung von Art. 91c GG auf 
den Weg bringen, damit der Bund digitale Verwaltungsverfahren und Standards regeln und IT-
Systeme errichten, betreiben und zur Mitnutzung zur Verfügung stellen kann.“ (S.61) 
 
Experimentierklauseln stärken 
„Durch Öffnungs- und Experimentierklauseln in neuen und bestehenden Gesetzen sowie durch 
Reallabore und Abweichungsrechte werden wir die Innovationskraft Deutschlands fördern und 
unsere Gesetzgebung verbessern. Dies dient insbesondere der Stärkung der 
Gestaltungsmöglichkeiten von Bund, Ländern und Kommunen. Zur Vorbereitung eines 
„Bundesexperimentiergesetzes“ wollen wir unverzüglich nach Regierungsübernahme einen 
Ideenwettbewerb für Länder und Kommunen starten.“ (S.59) 
 

Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 
 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 
„Deutschland muss auf dem Weg zur Planungs- und Baubeschleunigung mutige Wege gehen. 
Notwendig ist eine grundsätzliche Überarbeitung von Planungs-, Bau-, Umwelt-, Vergabe- und des 
(Verwaltungs-)Verfahrensrechts. Wir werden eine europäische Initiative zur Planungs- und 
Genehmigungsbeschleunigung starten; der nationale „Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und 
Umsetzungsbeschleunigung“ wird fortgesetzt. Wir wollen ein einheitliches Verfahrensrecht („one-for 
many“) für Infrastrukturvorhaben schaffen. Verfahrensbeschleunigende Potenziale nutzen wir in der 
Bundesraumordnung und im Baugesetzbuch.“ (S.22) 
 
„Wir stärken die Multikodierung von Flächen. Formalisierte Verfahren werden flexibilisiert, 
Verfahrensstufen reduziert, um Doppelprüfungen abzubauen. Erörterungstermine werden fakultativ 
ausgestaltet. Das Bundesraumordnungsrecht soll mit den Ländern strategischer aufgestellt und mit 
überragendem öffentlichem Interesse ausgestattet werden. Ein Verfahren wird in dem Recht 
beendet, in dem es begonnen wurde: Wir führen eine verbindliche Stichtagsregelung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt im Planungsprozess ein. Der identische, der erweiterte und der 
vollseitige Ersatzneubau bei Infrastrukturvorhaben soll von der Pflicht eines 
Planfeststellungsverfahrens ausgenommen werden. Die Plangenehmigung soll zum 
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Regelverfahren werden. Beteiligungen der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit sowie 
Prüfungen finden nur einmal statt. Für wesentliche Infrastrukturvorhaben wird der vorzeitige 
Maßnahmenbeginn zur Aufrechterhaltung einer funktionierenden Infrastruktur im laufenden 
Planverfahren zugelassen.“ (S.22) 
 
Naturflächenbedarfsgesetz 
„Wir erleichtern in einem Naturflächenbedarfsgesetz die Ausweisung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die Vernetzung von Ausgleichsmaßnahmen (Biotopverbund). 
Beim Arten- und Naturschutz soll bundeseinheitlich der Populationsansatz angewendet werden. Mit 
den Ländern werden wir die Planungs- und Genehmigungsverfahren vollständig digitalisieren. Mit 
den Kammern wollen wir Planungskapazitäten ausbauen.“ (S.22) 
 
Umweltgenehmigungsrecht 
„Wir werden das Umweltgenehmigungsrecht vereinfachen, Bürokratie abbauen und Verfahren 
beschleunigen – mit klaren Fristen und Typengenehmigungen. Zudem werden wir nach EU-Recht 
zulässige Spielräume für die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nutzen und diese vereinfachen, 
unter anderem, indem wir Schwellenwerte für Vorhaben mit UVP-Pflicht anheben und eine 
Aussetzung der UVP-Vorprüfung für Änderungsgenehmigungen prüfen. Wir überprüfen das Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz auf über Europarecht hinausgehende Punkte, die wir anpassen werden. Wir 
streben eine Fokussierung auf unmittelbare Betroffenheit bei Klage- und Beteiligungsrechten an. Wir 
verschlanken das Umwelt-Informationsgesetz.“ (Seite 42) 
 
TA-Lärm und TA-Luft 
„Die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm), das Bauplanungsrecht und die 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA-Luft) werden weiterentwickelt, um 
Nutzungskonflikte zwischen Wohnen, Gewerbe und Landwirtschaft zu lösen.“ (S.23) 
 
Flexibilisierung von Baustandards 
Baustandards werden vereinfacht und der Gebäudetyp E abgesichert. Die Bindungswirkung von 
Normsetzungen durch Selbstverwaltungsorganisationen wird überprüft und auf ein 
sicherheitsrelevantes Maß zurückgeführt. Um den Gebäudetyp E zivilrechtlich zu ermöglichen, wird 
eine gesetzliche Verknüpfung mit den technischen Baubestimmungen der Länder vorgenommen. Das 
Abweichen von den anerkannten Regeln der Technik stellt künftig keinen Mangel mehr dar. Die 
unabhängige Stelle zur Kostenfolgeprüfung von DIN-Normen wird eingesetzt. Durch serielles, 
modulares und systemisches Bauen heben wir Beschleunigungspotenziale. (S.23) 
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Verkehr/Mobilität 
 
Sicherer öffentlicher Personennahverkehr 
„Wir wollen einen zuverlässigen, sicheren, sauberen und digitalisierten ÖPNV mit einer attraktiven 
Preis und Tarifgestaltung in Stadt und Land.“ (S.115) 
 
Finanzierung ÖPNV sichern    
„Zur Stärkung des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) werden Bund und Länder die ÖPNV 
Finanzierung auf eine neue gesetzliche Grundlage stellen und einen Modernisierungspakt starten. 
Die Regionalisierungsmittel sollen vorrangig als Bestellmittel für den Schienenpersonennahverkehr 
genutzt werden. Wir werden den Status quo sichern, steigende Kosten auffangen und Spielräume für 
neue Verkehre schaffen. Die Dynamisierung werden wir anpassen. Das 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) wird vereinfacht und entbürokratisiert, für innovative 
Ansätze (zum Beispiel Magnetschwebebahn) geöffnet und der barrierefreie Ausbau von Bahnhöfen 
erleichtert. Die GVFG-Mittel werden wir schrittweise deutlich aufstocken und den Fördersatz 
erhöhen.“ (Seite 27) 
 
Deutschlandticket fortführen 
„Das Deutschlandticket wird über 2025 hinaus fortgesetzt. Dabei wird der Anteil der 
Nutzerfinanzierung ab 2029 schrittweise und sozialverträglich erhöht. Um Planungssicherheit für die 
Kunden beim Ticket, aber auch für Bund und Länder bei der Finanzierung zu gewährleisten, werden 
die Kosten für das Ticket nach einem festen Schlüssel aufgeteilt.“ (Seite 27) 
 
Förderung für mehr Klimafreundlichkeit 
„Wir fördern die Flottenumrüstung auf klimaneutrale Busse im ÖPNV. Den flächendeckenden Ausbau 
von Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur treiben wir voran und erhöhen die Förderung. Das Laden an 
Betriebshöfen und Depots beziehen wir ein. Bei öffentlichen Ladesäulen sorgen wir für 
Preistransparenz und technische Vereinheitlichung.“ (Seite 27) 
 
Bahnhöfe und Deutschlandtakt 
„Programme zur Modernisierung von Bahnhöfen, zur Schaffung von Barrierefreiheit und zum 
Lärmschutz werden fortgesetzt. Durch gezielten Aus- und Neubau werden wir etappenweise und 
fahrplanorientiert einen integrierten stabilen Takt zwischen Nah- und Fernverkehr unter 
Einbeziehung des Schienengüterverkehrs (Deutschlandtakt) etablieren. Zentrale Teile der 
Verkehrsinfrastruktur nach Polen und der Tschechischen Republik werden zügig ausgebaut. Dafür 
stellen wir schnellstmöglich Planungsrecht und Finanzierung sicher. Europa-Züge mit 
Fernverkehrsstandard zur besseren Anbindung aller unserer europäischen Nachbarländer werden 
eingesetzt.“ (Seite 26) 
 
Mobilität auf dem Land 
„Die Straße ist ein bedeutender Verkehrsträger und das Auto ein wichtiges Fortbewegungsmittel, vor 
allem für die Menschen im ländlichen Raum. Unter Wahrung hoher Standards wird die 
Fahrausbildung reformiert, um den Führerscheinerwerb bezahlbarer zu machen.“ (Seite 26) 
 
Vision Zero 
Im Straßenverkehr orientieren wir uns am Zielbild der Vision Zero. Den Rad- und Fußverkehr werden 
wir als Bestandteil nachhaltiger Mobilität 842 stärken und fördern. (Seite 26) 
 
Verkehrsverlagerung 
Wir wollen mehr Güterverkehr von der Straße auf die Schiene verlagern. Für die Ertüchtigung der 
Infrastruktur aus Wasserstraßen, Schleusen, See- und Binnenhäfen werden wir für notwendige 
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Investitionen eine auskömmliche zusätzliche Finanzierung mit Planungssicherheit organisieren. Dafür 
wird ein Finanzierungs- und Realisierungsplan entwickelt. Wir unterstützen 
weiterhin die Transformation der Wasserstraßen und Häfen. Die Nationale Hafenstrategie wird 
umgesetzt. Am bestehenden Bundesverkehrswegeplan und den Verfahren zu seiner Aufstellung und 
Überprüfung halten wir fest, ebenso am Grundsatz „Erhalt vor Neubau“. Die vorbereitenden 
Arbeiten laufen weiter. (Seite 26) 
 
Bahnreform und Trassenpreissystem 
„Um sicherzustellen, dass das Geld des Bundes künftig bei der Schieneninfrastruktur ankommt, sich 
die Qualität des Schienenverkehrs deutlich verbessert und die Arbeitsplätze nachhaltig gesichert 
werden, wollen wir mittelfristig eine grundlegende Bahnreform umsetzen. Wir werden die DB 
InfraGO vom DBKonzern weiter entflechten, innerhalb des integrierten Konzerns. Hierzu sind sowohl 
personelle, rechtliche als auch organisatorische Maßnahmen zu ergreifen. Sowohl beim DB-Konzern 
als auch bei er InfraGO soll eine Neuaufstellung von Aufsichtsrat und Vorstand erfolgen, mit dem Ziel, 
mehr Fachkompetenz abzubilden und eine Verschlankung zu erreichen. Der Fortbestand des 
Beherrschungs und Gewinnabführungsvertrags (BEAV) zwischen DB-Konzern und InfraGO wird 
geprüft. Der konzerninterne Arbeitsmarkt bleibt erhalten. Die Finanzierung der Schieneninfrastruktur 
soll neben dem Sondervermögen weiterhin aus dem Bundeshaushalt erfolgen, ergänzt durch 
Einnahmen aus den Trassenentgelten. Das Trassenpreissystem reformieren wir. Für DB-Cargo prüfen 
wir, wie ihre Marktfähigkeit kurzfristig wiederhergestellt werden kann. Mit strategischen Partnern 
werden wir die Transformation des Einzelwagenverkehrs kombiniert mit einem Hub-System prüfen 
und entwickeln.“ (Seite 27) 
 
Autonomes Fahren 
„Wir machen Deutschland zum Leitmarkt für autonomes Fahren und werden mit den Ländern 
Modellregionen entwickeln und mitfinanzieren. Das Deutsche Zentrum für Mobilität in München 
reaktivieren wir und bauen das zugehörige Netzwerk weiter aus. Um die Nutzung von Mobilitäts-, 
Fahrzeug- und Lkw- Mautdaten zu ermöglichen, werden wir die Rahmenbedingungen 
weiterentwickeln. Die Mobilitätsangebote auf den unterschiedlichen Verkehrsträgern werden wir 
besser vernetzen.“ (Seite 28) 
 

Ländliche Räume, Umwelt und Naturschutz 
 
Gleichwertige Lebensverhältnisse 
„Die Menschen in Deutschland, in Stadt und Land, erwarten zurecht gleichwertige 
Lebensverhältnisse, eine funktionierende Daseinsvorsorge, gesunde Lebensmittel und eine intakte 
Natur und Umwelt. Wir treten für Nachhaltigkeit, auch beim Konsum, und eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft ein, die wir aufbauend auf vergangenen und laufenden Dialogprozessen im Geiste 
eines gesamtgesellschaftlichen Konsenses ausgestalten wollen.“ (Seite 36) 
 
Ländliche Regionen 
„Die Mehrheit der Menschen in Deutschland lebt in ländlichen Regionen. Innovationen in der 
Landwirtschaft werden in ländlichen Regionen umgesetzt. Mit unserer Politik wollen wir weitere 
Potenziale für regionale Wertschöpfung und eine Stärkung der Gemeinschaft erschließen und setzen 
dazu gezielt EU-, Bundes- und Landesmittel ein. Schon heute wird in ländlichen Räumen ein Großteil 
der Erneuerbaren Energie erzeugt. Wirtschaft, Mobilität, Klimawandel, Gesundheit, Verkehr, Umwelt 
und Vereinsleben sind weitere Beispiele für wichtige Handlungsfelder, die wir aktiv gestalten müssen, 
um eine lebenswerte und nachhaltige Zukunft für alle Generationen in ländlichen Regionen zu 
sichern.“ (S.38) 
 
„Attraktive ländliche Räume sind wichtig für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und für die 
Akzeptanz unserer gelebten Demokratie. Wir wollen Dörfer der Zukunft als lebens- und liebenswerte 
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Heimat fördern. Wir werden die dortige Wertschöpfung durch gezielte Investitionen stärken und 
schaffen Perspektiven für Betriebe und deren Beschäftigte.“ 
(Seite 36) 
 
Mobilfunkversorgung 
„Die flächendeckende Mobilfunkversorgung ist ein wichtiger Faktor für die Attraktivität des 
ländlichen Raums. Die Arbeit der Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft setzen wir deshalb fort.“ (Seite 
36) 
 
Klimaanpassung 
„Wir werden die Klimaanpassungsstrategie umsetzen und dazu die bestehenden Förderprogramme 
zielgerichtet und effizient nutzen und gegebenenfalls anpassen. Wir stellen daher die Finanzierung 
von Vorsorgemaßnahmen gemeinsam mit den Ländern auf solide Beine und unterstützen die 
Kommunen bei der Anpassung an den Klimawandel. Dazu richten wir einen Sonderrahmenplan 
Naturschutz und Klimaanpassung ein und prüfen die Einführung einer diesbezüglichen 
Gemeinschaftsaufgabe. Wir beschleunigen Hochwasser- und Küstenschutzmaßnahmen.“ (Seite 36) 
 
Kreislaufwirtschaft 
„Auf Grundlage der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie werden wir ein Eckpunktepapier mit 
kurzfristig realisierbaren Maßnahmen erarbeiten. Wir reformieren § 21 Verpackungsgesetz und 
setzen die EU-Verpackungsverordnung praktikabel um. Das chemische Recycling fügen wir in die 
bestehende Abfallhierarchie ein. Wir stärken Strategien zur Abfallvermeidung, zum Rezyklateinsatz 
und Shared Economy. Bei Batterien und Elektrogeräten optimieren wir die Abfallsammlung. Im 
Textilbereich führen wir eine erweiterte Herstellerverantwortung ein.“ (Seite 37) 
 
Naturschutz und Klimaschutz 
„Das Aktionsprogramm natürlicher Klimaschutz sowie die darin enthaltene Moorschutzstrategie 
werden verstetigt. Dabei setzen wir auf Freiwilligkeit, Anreize und Honorierung von 
Ökosystemleistungen. Wir unterstützen kooperative Modelle für Landwirtschaft, Kommunen und 
Naturschutz. Wir wollen das Grüne Band im Sinne des Naturschutzes und der spezifischen 
Erinnerungskultur erhalten.  Wir erleichtern in einem Naturflächenbedarfsgesetz die Ausweisung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und die Vernetzung von Ausgleichsmaßnahmen (Biotopverbund). 
Bei Maßnahmen zum Klima- und Umweltschutz sowie zur Klimaanpassung wollen wir die 
Notwendigkeit des naturschutzrechtlichen Ausgleichs reduzieren. Wir stärken die kluge 
Flächennutzung durch Doppel und Mehrfachnutzungen (produktions- und betriebsintegrierte 
Kompensation). Wir stärken die Flächennutzung (Schutz durch Nutzung) und verbessern so die 
naturschutzrechtliche Flächenkulisse, um internationale Verpflichtungen erfüllen zu können. Wir 
bekennen uns zur Verantwortung für die sogenannten „vereinigungsbedingten ökologischen 
Altlasten“ und werden uns mit den betroffenen ostdeutschen Ländern über eine Fortsetzung der 
gemeinsam getragenen Sanierungsverpflichtungen verständigen.“ (Seite 39) 
 
Förderung der Waldwirtschaft 
„Wir stehen zu einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung und zur Multifunktionalität des Waldes. Wir 
wollen die Rahmenbedingungen für die Entwicklung von klimaresilienten und artenreichen 
Mischwäldern mit standortgerechten Baumarten sowie die Unterstützung der Waldbesitzer bei der 
Erbringung von Ökosystemleistungen verbessern. Die Förderung für den Wald über die 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) und den Aktionsplan Natürlicher 
Klimaschutz (ANK) wird fortgeführt. Wir werden uns auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass 
die Forstwirtschaft in Deutschland bei der Anwendung der EU-Verordnung für entwaldungsfreie 
Produkte durch die Einführung einer Null-Risiko-Variante umgehend entlastet wird. 
Ebenso setzen wir uns bei der europäischen Wiederherstellungsverordnung für Erleichterungen ein. 
Bei der Umsetzung werden wir gemeinsam mit Landbewirtschaftern und Besitzern unseren Fokus auf 
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die Praxistauglichkeit der Maßnahmen legen, genauso bei der Nationalen Biodiversitätsstrategie.“ 
(Seite 39) 
 
Wasserstrategie 
„Klimawandel, Trockenheit, Wasserknappheit sowie Starkregenereignisse und Hochwasser sind 
Herausforderungen in der Wasserwirtschaft. Deshalb setzen wir priorisierte Maßnahmen der 
nationalen Wasserstrategie um und entwickeln sie gemeinsam mit den Ländern vor dem Hintergrund 
des Klimawandels weiter. Wir wollen die Infrastruktur für Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung fördern und sie langfristig preisstabil und bedarfsgerecht gestalten. 
Modellvorhaben und besonders energieeffiziente Anlagen wollen wir unterstützen. Wir fördern blau-
grüne Infrastruktur, den Wasserrückhalt in der Fläche und die Grundwasserneubildung. Wir setzen 
unter Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten und der Verhältnismäßigkeit auf das 
Verursacherprinzip. Um notwendige länderübergreifende wasserwirtschaftliche Maßnahmen gegen 
Wassermangel für betroffene Flüsse (wie zum Beispiel die Spree) vorzubereiten, werden wir ein 
Bund-Länder-Gremium einrichten. Wir prüfen die bessere Finanzierung von notwendigen 
Infrastrukturmaßnahmen.“ (Seite 41) 
 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) 
„Um die ländliche Entwicklung sowie den Hochwasser- und Küstenschutz zu stärken, werden wir die 
finanziellen Mittel im Rahmen der GAK deutlich erhöhen. Wir achten auf die föderalen 
Zuständigkeiten und vereinbaren, dass Bundesförderprogramme im Einklang mit den 
Förderangeboten der GAK entwickelt werden. Fortbestehende Ursachen für Schwierigkeiten beim 
Mittelabruf in der GAK wollen wir zeitnah evaluieren. Wir prüfen eine Förderung der 
Mehrgefahrenversicherung aus Mitteln der GAK.“  
 
Wir fördern vielfältig strukturierte Agrar-Kultur-Landschaften durch Blühflächen, Hecken, Feldgehölze 
und Grünstreifen und deren Vernetzung. Wir schaffen Anreize für naturverträgliche 
Agroforstsysteme.  
 
Wir prüfen ein Kulturlandschaftsprogramm zum Erhalt besonders sensibler Kulturlandschaften und 
fördern die Weidetierhaltung.“ (Seite 42) 
 
 

Klimaschutz und Ausbau Erneuerbarer Energien 
 

Festhalten an den Klimaschutzzielen 

„Wir stehen zu den deutschen und europäischen Klimazielen, wohlwissend, dass die Erderwärmung 
ein globales Problem ist und die Weltgemeinschaft es gemeinsam lösen muss. Dafür setzen wir das 
Pariser Klimaabkommen um und verfolgen das Ziel der Klimaneutralität 2045 in Deutschland mit 
einem Ansatz, der Klimaschutz, wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und soziale Ausgewogenheit 
zusammenbringt und auf Innovationen setzt. Wir wollen Industrieland bleiben und klimaneutral  
werden.“ (S.28) 
 

Bekenntnis zum Ausbau Erneuerbarer Energien 

„Wir wollen die Energiewende transparent, planbar und pragmatisch zum Erfolg machen. Bei der 
Energiewende machen wir Wirtschaft und Verbraucher stärker zu Mitgestaltern (unter anderem 
durch Entbürokratisierung, Mieterstrom, Bürgerenergie und Energy Sharing). Wir wollen alle 
Potenziale der Erneuerbaren Energien nutzen. Dazu gehören Sonnen- und Windenergie sowie 
Bioenergie, Geothermie, Wasserkraft sowie aus diesen hergestellte Moleküle.  
 
Wir stärken auch innovative Technologien wie Abwasserwärme, Wärmerückgewinnung und 
Flugwindkraft/Höhenwindenergie. Wir werden ein Monitoring in Auftrag geben, mit dem bis zur 
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Sommerpause 2025 der zu erwartende Strombedarf sowie der Stand der Versorgungssicherheit, des 
Netzausbaus, des Ausbaus der Erneuerbaren Energien, der Digitalisierung und des 
Wasserstoffhochlaufs als eine Grundlage der weiteren Arbeit überprüft werden. Wir stehen für eine 
konsequente Ausrichtung aller Bereiche auf Bezahlbarkeit, Kosteneffizienz und 
Versorgungssicherheit.“ (S.29) 
 
Ziele der Energiewende 
„Unser Ziel sind dauerhaft niedrige und planbare, international wettbewerbsfähige Energiekosten. 
Um das Ziel der Kosteneffizienz zu erreichen, stehen wir für einen systemischen Ansatz durch das 
Zusammenspiel aus dem Ausbau der Erneuerbaren Energien, einer Kraftwerksstrategie, dem 
gezielten und systemdienlichen Netz- und Speicherausbau, mehr Flexibilitäten und einem effizienten 
Netzbetrieb“. (Seite 29) 
 

Bezahlbare Energiepreise 

„Wir wollen Unternehmen und Verbraucher in Deutschland dauerhaft um mindestens fünf Cent pro 

kWh mit einem Maßnahmenpaket entlasten. Dafür werden wir als Sofortmaßnahme die Stromsteuer 

für alle auf das europäische Mindestmaß senken und Umlagen und Netzentgelte reduzieren. Um 

Planungssicherheit zu schaffen, ist unser Ziel, die Netzentgelte dauerhaft zu deckeln. Wir werden die 

Strompreiskompensation dauerhaft verlängern und auf weitere Branchen ausweiten. Auch 

Rechenzentren werden wir einbeziehen. Für die anderweitig nicht weiter zu entlastenden 

energieintensiven Unternehmen führen wir im Rahmen der beihilferechtlichen Möglichkeiten eine 

besondere Entlastung (Industriestrompreis) ein. Dazu gehört auch, die energieintensiven 

Verbraucher ohne Flexibilisierungspotenzial wie bisher zu entlasten. Darüber hinaus werden wir die 

Gasspeicherumlage für alle abschaffen.2 (Seite 30) 

 
Anpassung der Stromnetze 
„Den Rollout von Smart Metern im Verteilnetz werden wir beschleunigen und vereinfachen und 
dynamische Stromtarife stärken. Die neu zu planenden Hochspannungs-Gleichstrom-
Übertragungsnetze (HGÜ) sollen, wo möglich, als Freileitungen umgesetzt werden. Dabei werden wir 
besonders belastete Regionen berücksichtigen. Durch diese Maßnahmen können wir den von der 
Bundesnetzagentur geplanten Netzausbau effizienter gestalten. Den nach einer Bestandsaufnahme 
notwendigen verbleibenden Ausbau wollen wir weiter beschleunigen. Die Kosten für Netzanschlüsse 
für bestehende Unternehmensstandorte auf dem Weg zur Transformation wollen wir senken und die 
Genehmigungsverfahren vereinheitlichen. Die Möglichkeit der physikalischen Direktversorgung der 
Industrie weiten wir räumlich aus. Wir halten an einer einheitlichen Stromgebotszone fest.“ 
(Seite 31) 
 
Flexibilisierung und regionale Nutzung 
„Hemmnisse bei der Flexibilisierung des Stromsystems müssen abgebaut werden, um die flexible 
Nutzung von Erneuerbaren Energien sektorübergreifend zu verbessern. Der Ausbau systemdienlicher 
Speicherkapazitäten und die systemdienliche Nutzung von E-Auto- und Heimspeichern werden wir 
verstärkt vorantreiben. Bidirektionales Laden und das Laden am Arbeitsplatz werden wir 
unterstützen. Wir werden die Ansiedelung von großen Abnehmern wie etwa von Speichern und 
großen Erzeugern Erneuerbarer Energien dort anreizen, wo es dem Netz nützt. Energiespeicher 
werden als im überragenden öffentlichen Interesse anerkannt sowie im Zusammenhang mit 
privilegierten Erneuerbaren-Energien-Erzeugungsanlagen ebenfalls privilegiert. Die 
Mehrfachbelastung durch Steuern, Abgaben und Entgelte wird so weit wie möglich abgeschafft. Die 
regionale Nutzung ansonsten abgeregelten Stroms wollen wir deutlich erleichtern.“ (Seite 31) 
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Finanzierung der Energiewende 
„Zur Vergabe von Eigen- und Fremdkapital bei Investitionen wollen wir im Zusammenspiel von 
öffentlichen Garantien und privatem Kapital einen Investitionsfonds für die Energieinfrastruktur 
auflegen.“ (Seite 31) 
 
Kraftwerksstrategie 
„Wir werden durch schnellstmögliche technologieoffene Ausschreibungen verlässliche 
Rahmenbedingungen für Investitionen in ausreichend gesicherte Leistung und Versorgungssicherheit 
schaffen. Den Bau von bis zu 20 GW an Gaskraftwerksleistung bis 2030 wollen wir im Rahmen einer 
zügig zu überarbeitenden Kraftwerksstrategie technologieoffen anreizen. Die neuen Gaskraftwerke 
sollen deutschlandweit vorrangig an bestehenden Kraftwerksstandorten entstehen und regional nach 
Bedarfen gesteuert werden. Durch einen technologieoffenen und marktwirtschaftlichen 
Kapazitätsmechanismus kann ein systemdienlicher Technologiemix aus Kraftwerken und 
Erzeugungsanlagen (zum Beispiel Bioenergie und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)), Speichern und 
Flexibilitäten entstehen. Freie Kapazitäten industriell genutzter KWK-Anlagen wollen wir stärker 
nutzen. Ein größeres Energieangebot dient der Stabilisierung und Reduzierung der Stromkosten. 
Dazu sollen künftig Reservekraftwerke nicht nur zur Vermeidung von Versorgungsengpässen, 
sondern auch zur Stabilisierung des Strompreises zum Einsatz kommen.“ (Seite 33) 
 
CCU und CCS 
„CO2-Abscheidungs- und Speicherungstechnologien (CCS) und auch Nutzungstechnologien (CCU) 
ergänzen den beschleunigten Ausbau der Erneuerbaren Energien sowie energieeffiziente 
Produktionsprozesse als unerlässliche Instrumente für das Ziel der Klimaneutralität. Wir werden 
umgehend ein Gesetzespaket beschließen, welches die Abscheidung, den Transport, die Nutzung und 
die Speicherung von Kohlendioxid insbesondere für schwer vermeidbare Emissionen des 
Industriesektors und für Gaskraftwerke ermöglicht. Wir werden das überragende öffentliche 
Interesse für den Bau dieser CCS/CCU-Anlagen und -Leitungen feststellen. Die Ratifizierung des 
London-Protokolls sowie die Schaffung von bilateralen Abkommen mit Nachbarländern haben dabei 
höchste Priorität. Wir ermöglichen CO2-Speicherung Offshore außerhalb des Küstenmeeres in der 
ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) und des Festlandssockels der Nordsee sowie Onshore, wo 
geologisch geeignet und akzeptiert. Dazu wollen wir eine Länderöffnungsklausel einführen. Zudem 
sehen wir Direct Air Capture als eine mögliche Zukunftstechnologie, um Negativemissionen zu 
heben.“ (Seite 33) 
 
Wasserstoff 
„Für den schnellen Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft brauchen wir klimafreundlichen Wasserstoff 
aus verschiedenen Quellen. Ziel ist langfristig die Umstellung auf klimaneutralen Wasserstoff, 
basierend auf einem wachsenden Anteil Erneuerbarer Energien aus dem Inland und aus Importen. 
Dafür setzen wir uns für pragmatische nationale und europäische Regelungen (im Rahmen der 
europäischen Wasserstoffstrategie) und deren zügige Umsetzung ein. Überregulierung muss 
zurückgeführt werden. Wasserstofferzeugung wollen wir sowohl über große systemdienliche 
Elektrolyseanlagen als auch verstärkt dezentral und flächendeckend ermöglichen. Wir werden 
Energieimportland bleiben, wollen dafür Energiepartnerschaften und grenzüberschreitende sowie 
notwendige Inlandsinfrastruktur für Importe von Wasserstoff und seinen Derivaten in alle Richtungen 
konsequent ausbauen. Dies umfasst auch die Anbindung an alle deutschen und europäischen Häfen. 
Wir werden nationale und europäische Förderinstrumente nutzen, wie zum Beispiel H2 Global, IPCEI 
Projekte (Important Projects of Common European Interest) und spezifische Programme für den 
Mittelstand. Deutschland soll eine führende Rolle in einer europäischen Wasserstoffinitiative 
einnehmen. Ein vertrauenswürdiges und unbürokratisch umsetzbares Zertifizierungssystem für 
klimafreundliche Energieträger ist entscheidend, um deren Hochlauf erfolgreich voranzutreiben. Das 
Wasserstoffkernnetz muss deutschlandweit bedarfsgerecht die industriellen Zentren anbinden, auch 
im Süden und Osten Deutschlands. Dabei müssen auch Wasserstoffspeicher berücksichtigt werden. 
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Wir werden in einer erweiterten Planung mit zusätzlichen Trassen dieses Ziel erreichen. Die 
Finanzierungsbedingungen müssen gewährleisten, dass in einer integrierten Planung das Kernnetz 
umgesetzt und auch das Verteilnetz aufgebaut wird.“ (Seite 34) 
 
Kohleausstieg und Strukturwandel 
„An den beschlossenen Ausstiegspfaden für die Braunkohleverstromung bis spätestens 2038 halten 
wir fest. Wir setzen die Empfehlungen der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ um und stellen die zugesagten Strukturstärkungsmittel in voller Höhe bis Ende 2038 
zur Verfügung. Einem möglichen Verfall der Mittel wird unter Beibehaltung der Zweckbindung mit 
entsprechender Flexibilisierung begegnet. Eine Verrechnung mit anderweitigen Programmen erfolgt 
nicht. Der Zeitplan, Kohlekraftwerke vom Netz oder in die Reserve zu nehmen, muss sich danach 
richten, wie schnell es gelingt, steuerbare Gaskraftwerke tatsächlich zuzubauen. Ausstehende 
Berichte aus dem Kohleverstromungsbeendigungsgesetz werden umgehend vorgelegt.“ 
(Seite 34) 
 
Kraft-Wärme-Kopplung 
„Die Potenziale der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) müssen konsequent und langfristig genutzt 
werden. Dafür wird das KWKG noch 2025 an die Herausforderungen einer klimaneutralen 
Wärmeversorgung, an Flexibilitäten sowie hinsichtlich eines Kapazitätsmechanismus angepasst.“ 
(Seite 35) 
 
Energieeffizienz 
„Energieeffizienz als tragende Säule beim Erreichen der Klimaziele werden wir insbesondere durch 
steuerliche Anreize und Marktsignale stärken. Das Energieeffizienzgesetz und das 
Energiedienstleistungsgesetz werden novelliert und vereinfacht und auf EU-Recht zurückgeführt. 
Energieeffizienzziele dürfen die Flexibilität des Stromverbrauchs nicht behindern. Technisch 
unvermeidbare Abwärme werden wir diskriminierungsfrei nutzen und deren Einspeisung in 
Fernwärmenetze erleichtern.“ (S.34) 
 
Förderung der Wärmeversorgung 
„Wir erarbeiten einen Fahrplan für defossilisierte Energieträger. Dafür müssen Gasnetze erhalten 
bleiben, die für eine sichere Wärmeversorgung notwendig sind. Die EU-Gasbinnenmarktrichtlinie 
werden wir zügig umsetzen. Um die nötigen Investitionen zu ermöglichen, wollen wir die Träger von 
Infrastrukturen durch einen Mix aus zusätzlichem öffentlichem und privatem Kapital stärken. Um den 
Bau von Nah- und Fernwärmenetzen zu unterstützen, wird die Bundesförderung für effiziente 
Wärmenetze (BEW) gesetzlich geregelt und aufgestockt. Um sichere Investitionsbedingungen zu 
schaffen, werden wir die AVB-Fernwärme-Verordnung und die Wärmelieferverordnung zügig 
überarbeiten und modernisieren und dabei die Interessen des Verbraucherschutzes und der 
Versorgungsunternehmen ausgewogen berücksichtigen. Wir sichern faire und transparente Preise 
und stärken dafür die Preisaufsicht. Wir stärken die Transparenz unter anderem durch eine 
unbürokratische Schlichtungsstelle.“ (Seite 35) 

 
Ehrenamt 
 
„Wir schaffen einen „Zukunftspakt Ehrenamt“. In diesem werden wir die Ehrenamts- und 
Übungsleiterpauschale erhöhen. Wir erhöhen ebenso die Freigrenze für den ehrenamtlichen sowie 
wirtschaftlichen Geschäfts- und Zweckbetrieb, vereinfachen das Datenschutz-, Gemeinnützigkeits-, 
Vereins- und Zuwendungsrecht und verbessern das Haftungsprivileg.“ (S.118) 

 
Ehrenamt und Gemeinnützigkeit 
„Wir werden die Übungsleiterpauschale auf 3.300 Euro und die Ehrenamtspauschale auf 960 Euro 
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anheben. Wir werden die Freigrenze aus wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb für gemeinnützige 
Vereine auf 50.000 Euro erhöhen. Der Katalog der gemeinnützigen Zwecke wird modernisiert. Das 
Gemeinnützigkeitsrecht wird vereinfacht. Gemeinnützige Organisationen mit Einnahmen bis 100.000 
Euro nehmen wir vom Erfordernis einer zeitnahen Mittelverwendung aus. Erzielen gemeinnützige 
Körperschaften aus wirtschaftlichen Tätigkeiten weniger als 50.000 Euro Einnahmen im Jahr, muss 
keine Sphärenaufteilung mehr erfolgen, ob diese Einnahmen aus einem Zweckbetrieb oder aus 
einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb stammen.“ (S.47) 
 
Ehrenamt entbürokratisieren 
„Wir bringen ein umfassendes Bürokratierückbaugesetz für Vereine und ehrenamtliches Engagement 
auf den Weg. Die Gemeinnützigkeitsprüfung für kleine Vereine werden wir vereinfachen und 
Sachspenden an gemeinnützige Organisationen möglichst weitgehend von der Mehrwertsteuer 
befreien. Wir sorgen dafür, dass ehrenamtliches Engagement Freude bereitet und mehr 
Anerkennung erfährt. Daher schaffen wir einen „Zukunftspakt Ehrenamt“. Wir werden die 
Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale erhöhen. Wir erhöhen ebenso die Freigrenze für den 
ehrenamtlichen sowie wirtschaftlichen Geschäfts- und Zweckbetrieb, vereinfachen das Datenschutz-, 
Gemeinnützigkeits-, Vereins- und Zuwendungsrecht und verbessern das Haftungsprivileg.“ (S.62) 
 
Schutz des Ehrenamts 
„Wir stärken und schützen ehrenamtliches Engagement. Gerade in herausfordernden Zeiten gilt dies 
für die „Blaulicht-Familie“ sowie die Vereine und Verbände, die unsere Zivilgesellschaft 
zusammenhalten. Dazu gehört der weitere Ausbau der erfolgreichen Arbeit der Deutschen Stiftung 
für Engagement und Ehrenamt. Wir werden den Schutz von Ehrenamtlichen verbessern. Kommunale 
Amts- und Mandatsträger tragen unseren Staat mit. Deshalb müssen wir sie unterstützen und 
schützen. Dazu gehört auch die Fortführung der bundesweiten Ansprechstelle zum Schutz für 
kommunale Amts- und Mandatsträger. Angriffe auf diejenigen, die uns unter anderem in Freiwilligen 
Feuerwehren und Rettungsdiensten schützen, werden wir härter bestrafen und die Strafprozesse 
beschleunigen.“ (S.119) 
 

Arbeit und Soziales (Seite 14-21) 
 
In Zusammenarbeit mit den Ländern wollen wir die Fachkräftestrategie des Bundes 
weiterentwickeln. (Seite 14) 
 
Deshalb prüfen wir ein jährliches Familienbudget für Alltagshelfer für Familien mit kleinen Kindern 
und/oder pflegebedürftigen Angehörigen mit kleinen und mittleren Einkommen, das wir digital 
zugänglich machen. Damit wollen wir sozialversicherungspflichtige Beschäftigung bei haushaltsnahen 
Dienstleistungen fördern. (Seite 14) 
 
Ergänzend braucht Deutschland qualifizierte Einwanderung. Die Demografie, gerade in den neuen 
Bundesländern, stellt den Arbeitsmarkt vor besonders große Herausforderungen. Gemeinsam mit 
den Ländern, Kommunen und den Sozialpartnern werden wir sachgerechte Instrumente zur 
Unterstützung schaffen. (Seite 14) 
 
eine konsequente Digitalisierung sowie die Zentralisierung der Prozesse und eine beschleunigte 
Anerkennung der Berufsqualifikationen. Dafür schaffen wir, unter Mitwirkung der Bundesagentur für 
Arbeit, eine digitale Agentur für Fachkräfteeinwanderung – „Work-and-stay-Agentur“ – mit einer 
zentralen IT-Plattform als einheitliche Ansprechpartnerin für ausländische Fachkräfte. Die Agentur 
bündelt und beschleunigt unter anderem alle Prozesse der Erwerbsmigration und der Anerkennung 
von Berufs- und Studienabschlüssen und verzahnt diese mit den Strukturen in den Ländern. Wir 
erleichtern die Prozesse durch eine bessere Arbeitgeberbeteiligung. Wir setzen uns für einheitliche 
Anerkennungsverfahren innerhalb von acht Wochen ein. (Seite 14) 
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Eine ad-hoc-Arbeitsgruppe von Bund und Ländern wird zeitnah Maßnahmen zur Beschleunigung der 
Anerkennungsverfahren und Prozesse entwickeln und vorschlagen, wie die Zentralstelle für 
Ausländisches Bildungswesen (ZAB) in Struktur und Organisation angepasst und gegebenenfalls 
unterstützt wird. Wir werden die Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung für Personen mit 
ausländischen Berufsqualifikationen bei der Bundesagentur für Arbeit verstetigen. Wir wollen, dass 
Absolventinnen und Absolventen aus Drittstaaten, die in Deutschland eine Ausbildung oder ein 
Studium abgeschlossen haben, bei uns bleiben und hier arbeiten. (Seite 14) 
 
Wir wollen Leistungen zusammenfassen und besser aufeinander abstimmen, etwa durch die 
Zusammenführung von Wohngeld und Kinderzuschlag. Wir setzen eine Kommission zur 
Sozialstaatsreform gemeinsam mit Ländern und Kommunen mit dem Auftrag zur Modernisierung und 
Entbürokratisierung im Sinne der Bürgerinnen und Bürger und der Verwaltungen ein, die innerhalb 
des vierten Quartals 2025 ein Ergebnis präsentiert. Die Kommission soll Empfehlungen entwickeln, 
wie unter anderem eine massive Rechtsvereinfachung, ein rascherer Vollzug, erhöhte Transparenz, 
die Vereinheitlichung des Einkommensbegriffs und die Zusammenlegung von Sozialleistungen 
erreicht werden können. Hierzu gehört auch die Möglichkeit der Pauschalierung von Leistungen. Ziel 
sind bürgerfreundlichere Leistungen aus einer Hand. Das soziale Schutzniveau wollen wir bewahren. 
Die Kommission soll auf diesem Wege die Wirksamkeit und Effizienz sozialstaatlicher Leistungen 
prüfen. (Seite 15) 
 
Wir erhöhen den Teilhabebetrag des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) von 15 auf 20 Euro und 
prüfen im Rahmen einer Machbarkeitsstudie die Einführung einer Kinderkarte für alle 
kindergeldberechtigten Kinder. (Seite 15) 
 
Das bisherige Bürgergeldsystem gestalten wir zu einer neuen Grundsicherung für Arbeitssuchende 
um. Rechte und Pflichten müssen für beide Seiten verbindlich geregelt werden. Wir wollen 
sicherstellen, dass die Jobcenter für die Eingliederung ausreichend Mittel zur Verfügung gestellt 
bekommen. Wir stärken die Vermittlung in Arbeit. Jede arbeitslose Person hat sich aktiv um 
Beschäftigung zu bemühen. Bundesagentur für Arbeit (BA) und Jobcenter unterstützen sie bei diesen 
Bemühungen, indem jede Person zukünftig ein persönliches Angebot der Beratung, Unterstützung 
und Vermittlung erhält. Für die Menschen, die arbeiten können, soll der Vermittlungsvorrang gelten. 
(Seite 16) 
 
Für diejenigen, die aufgrund von Vermittlungshemmnissen keinen Zugang zum Arbeitsmarkt finden, 
werden wir vor allem durch Qualifizierung und eine bessere Gesundheitsförderung und Reha-
Maßnahmen eine dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt ermöglichen. Wir werden den Passiv-
Aktiv-Transfer gesetzlich verankern und ausweiten. Wir werden Vermittlungshürden beseitigen, 
Mitwirkungspflichten und Sanktionen im Sinne des Prinzips Fördern und Fordern verschärfen. (Seite 
17) 
 
Bei Menschen, die arbeiten können und wiederholt zumutbare Arbeit verweigern, wird ein 
vollständiger Leistungsentzug vorgenommen. Für die Verschärfung von Sanktionen werden wir die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts beachten. 
Wir werden die Karenzzeit für Vermögen abschaffen. Die Höhe des Schonvermögens koppeln wir an 
die Lebensleistung. (Seite 17) 
 
Dort, wo unverhältnismäßig hohe Kosten für Unterkunft vorliegen, entfällt die Karenzzeit. Wir 
werden den Anpassungsmechanismus der Regelsätze in Bezug auf die Inflation auf den Rechtsstand 
vor der Corona-Pandemie zurückführen. (Seite 17) 
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Die Anreize, in die Sozialsysteme einzuwandern, müssen deutlich reduziert werden. Großangelegter 
Sozialleistungsmissbrauch im Inland sowie durch im Ausland lebende Menschen muss beendet 
werden. Einen vollständigen Datenaustausch zwischen Sozial-, Finanz- und Sicherheitsbehörden 
werden wir ermöglichen. (Seite 17) 
 
Wir wollen junge Menschen beim Einstieg in das Berufsleben unterstützen. Hierzu werden wir eine 
Qualifizierungsoffensive voranbringen. Damit der Übergang ins Berufsleben besser gelingt, wollen 
wir gemeinsam mit den Ländern ermöglichen, dass jeder junge Mensch einen Schulabschluss und 
eine Ausbildung machen kann. Dafür werden wir die frühe Berufsorientierung in Schulen, in 
Kooperation mit den beruflichen Schulen und der Bundesagentur für Arbeit, weiter stärken, ebenso 
wie die Jugendberufsagenturen. (Seite 17/18) 
 
Für die weitere Entwicklung des Mindestlohns wird sich die Mindestlohnkommission im Rahmen 
einer Gesamtabwägung sowohl an der Tarifentwicklung als auch an 60 Prozent des 
Bruttomedianlohns von Vollzeitbeschäftigten orientieren. Auf diesem Weg ist ein Mindestlohn von 15 
Euro im Jahr 2026 erreichbar. (Seite 18) 
 
Deshalb wollen wir im Einklang mit der europäischen Arbeitszeitrichtlinie die Möglichkeit einer 
wöchentlichen anstatt einer täglichen Höchstarbeitszeit schaffen (Seite 18)  
 
Deshalb werden wir das Rentenniveau bei 48 Prozent gesetzlich bis zum Jahr 2031 absichern. Die 
Mehrausgaben, die sich daraus ergeben, gleichen wir mit Steuermitteln aus. Am Nachhaltigkeitsfaktor 
halten wir grundsätzlich fest. (Seite 19) 
 
Zum 01.01.2026 wollen wir die Frühstart-Rente einführen. Wir wollen für jedes Kind vom sechsten 
bis zum 18. Lebensjahr, das eine Bildungseinrichtung in Deutschland besucht, pro Monat zehn Euro in 
ein individuelles, kapitalgedecktes und privatwirtschaftlich organisiertes Altersvorsorgedepot 
einzahlen. (Seite 19) 
 
Zusätzlich werden wir die betriebliche Altersversorgung stärken und deren Verbreitung besonders in 
kleinen und mittleren Unternehmen und bei Geringverdienern weiter vorantreiben. 
Ein abschlagsfreier Renteneintritt nach 45 Beitragsjahren wird auch künftig möglich bleiben. 
Gleichzeitig schaffen wir zusätzliche finanzielle Anreize, damit sich freiwilliges längeres Arbeiten mehr 
lohnt. Statt einer weiteren Erhöhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters wollen wir mehr 
Flexibilität beim Übergang vom Beruf in die Rente. Dabei setzen wir auf Freiwilligkeit. Arbeiten im 
Alter machen wir mit einer Aktivrente attraktiv. Wer das gesetzliche Rentenalter erreicht und 
freiwillig weiterarbeitet, bekommt sein Gehalt bis zu 2.000 Euro im Monat steuerfrei. (Seite 19/20) 
 
Wir prüfen, wie wir die Hinzuverdienstmöglichkeiten für Rentnerinnen und Rentner in der 
Grundsicherung im Alter verbessern. (Seite 20) 
 
Wir setzen uns für eine inklusive Gesellschaft im Sinne der VN-Behindertenrechtskonvention ein, in 
der Menschen mit Behinderungen ihr Recht auf volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe 
verwirklichen können. Dazu werden wir die Barrierefreiheit im privaten und im öffentlichen Bereich 
verbessern. (Seite 21) 
 
Wir entwickeln das Behindertengleichstellungsgesetz weiter, sodass unter anderem alle öffentlich 
zugänglichen Bauten des Bundes bis 2035 barrierefrei gestaltet werden. (Seite 21) 
 
Wir werden die Durchlässigkeit zwischen beruflicher Rehabilitation, Werkstätten für behinderte 
Menschen, Inklusionsbetrieben und allgemeinem Arbeitsmarkt und die Zugangssteuerung der Reha-
Träger verbessern. Wir wollen Werkstätten für behinderte Menschen erhalten und reformieren. Wir 
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sorgen dafür, dass mehr Menschen aus einer Werkstatt auf den Arbeitsmarkt wechseln können. (Seite 
21) 
  
 

Bildung (Seite 71-82) 
 
Wir fördern Bildungsgerechtigkeit, Leistungsfähigkeit und Inklusion. Wir werden frühkindliche Bildung 
sowie Bildungsübergänge stärken und die Zahl der Jugendlichen ohne Abschluss senken. 
 
Wir bekennen uns zum Bildungsföderalismus. In diesem Rahmen wollen wir die Zusammenarbeit von 
Bund, Ländern und Kommunen mit gemeinsam getragenen, übergreifenden Bildungszielen 
verbessern und effizienter gestalten. In einer Kommission sollen Bund und Länder unter 
Einbeziehung der Kommunen insbesondere Vorschläge zur Entbürokratisierung, für die beschleunigte 
Umsetzung gemeinsamer Projekte und für konstruktive Kooperation vereinbaren. (Seite 72) 
 
Hierfür wollen wir unter anderem das Startchancen-Programm bürokratiearm weiterentwickeln, es 
auf weitere Schulen ausweiten und gewonnene Erfahrungen für das gesamte Schulsystem, auch für 
die multiprofessionelle Zusammenarbeit nutzen. (Seite 72) 
 
Mit dem neuen DigitalPakt bauen wir die digitale Infrastruktur und verlässliche Administration aus. 
Wir bringen anwendungsorientierte Lehrkräftebildung, digitalisierungsbezogene Schul- und 
Unterrichtsentwicklung, selbst-adaptive, KI-gestützte Lernsysteme sowie digitalgestützte 
Vertretungskonzepte voran. Den Abrechnungszeitraum für angefangene länderübergreifende 
Maßnahmen verlängern wir um zwei Jahre. Bedürftige Kinder statten wir verlässlich mit Endgeräten 
aus. (Seite 72) 
 
Demokratiebildung, Medien- und Nachrichtenkompetenz stärken wir gemeinsam mit den Ländern. 
Dazu unterstützen wir bestehende Initiativen und das Bundesprogramm „Kultur macht stark“. Die 
Auswirkungen von Bildschirmzeit und Social Media-Nutzung bewerten wir schnellstmöglich 
wissenschaftlich und erarbeiten ein Maßnahmenpaket zur Stärkung von Gesundheits- und 
Jugendmedienschutz. (Seite 72) 
 
Wir legen ein Investitionsprogramm auf, um bei der Sanierung und Substanzerhaltung von Schulen 
und der Schaffung neuer Kapazitäten zu unterstützen. (Seite 73) 
 
Das Berufsorientierungsprogramm bauen wir aus, verzahnen es mit bestehenden Maßnahmen der 
Bundesagentur für Arbeit, von Ländern und Sozialpartnern und bauen Parallelstrukturen ab. Mit den 
Ländern verankern wir Berufswahlkompetenz in den Schulen und stärken frühe Berufswegeplanung 
mit Jugendberufsagenturen und Berufsschulen. Für junge Menschen 
ohne berufliche Perspektive prüfen wir eine Pflicht, sich bei der Berufsberatung zu melden, und 
schaffen die gesetzlichen Grundlagen zur systematischen und datenschutzkonformen Datennutzung 
durch die Jugendberufsagenturen. (Seite 73) 
 
Für gut ausgestattete Lernorte investieren wir in die Sanierung und Substanzerhaltung der 
berufsbildenden Schulen und überbetrieblichen Bildungsstätten. Den Pakt für berufliche Schulen 
entwickeln wir weiter. (Seite 73) 
 
Die große Zahl an Personen über 25 Jahre ohne Berufsabschluss wollen wir durch 
abschlussorientierte Teilqualifikationen nachhaltig in den Arbeitsmarkt integrieren. (Seite 74) 
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Migration und Integration (Seite 92-98) 
 
Deutschland ist ein weltoffenes Land und wird es auch bleiben. Wir stehen zu unserer humanitären 
Verantwortung. Das Grundrecht auf Asyl bleibt unangetastet. Wir wollen Integration ermöglichen. 
Wir wollen ein einwanderungsfreundliches Land bleiben und eine qualifizierte Einwanderung in 
unseren Arbeitsmarkt attraktiv machen. Deutschland schlägt dabei einen anderen, konsequenteren 
Kurs in der Migrationspolitik ein. Die Anreize, in die Sozialsysteme einzuwandern, müssen deutlich 
reduziert werden. Wir werden Migration ordnen und steuern und die irreguläre Migration wirksam 
zurückdrängen. Deshalb werden wir unter anderem das Ziel der „Begrenzung“ der Migration 
zusätzlich zur „Steuerung“ wieder ausdrücklich in das Aufenthaltsgesetz aufnehmen. Dadurch werden 
wir auch unsere Kommunen entlasten. (Seite 92) 
 
Wir werden freiwillige Bundesaufnahmeprogramme soweit wie möglich beenden (zum Beispiel 
Afghanistan) und keine neuen Programme auflegen. (Seite 93) 
 
Wir setzen den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten befristet für zwei Jahre aus. 
Härtefälle bleiben hiervon unberührt. Danach prüfen wir, ob eine weitere Aussetzung der zuletzt 
gültigen Kontingentlösung im Rahmen der Migrationslage notwendig und möglich ist. (Seite 93) 
 
Zudem werden wir verstärkt Migrationsabkommen abschließen, um legale Zuwanderung zu steuern 
und die Rücknahmebereitschaft sicherzustellen. Wir werden die Zahl der Migrations- bzw. 
Rückführungsabkommen mit den relevanten Herkunftsstaaten fortlaufend erweitern.  
(Seite 93) 
 
Reguläre Migration nach Deutschland im Rahmen der sogenannten Westbalkan-Regelung werden wir 
auf 25.000 Personen pro Jahr begrenzen. (Seite 93) 
 
Wir werden in Abstimmung mit unseren europäischen Nachbarn Zurückweisungen an den 
gemeinsamen Grenzen auch bei Asylgesuchen vornehmen. Wir wollen alle rechtsstaatlichen 
Maßnahmen ergreifen, um die irreguläre Migration zu reduzieren. Die Grenzkontrollen zu allen 
deutschen Grenzen sind fortzusetzen bis zu einem funktionierenden Außengrenzschutz und der 
Erfüllung der bestehenden Dublin- und GEAS-Regelungen durch die Europäische Gemeinschaft. 
(Seite 93) 
 
Wir werden die Liste der sicheren Herkunftsstaaten erweitern und dazu auch die Möglichkeiten der 
GEAS-Reform ausschöpfen. (Seite 93) 
 
Wir werden GEAS noch in diesem Jahr ins nationale Recht umsetzen und es auf europäischer Ebene 
weiterentwickeln. (Seite 94) 
 
Wer den Aufenthalt in Deutschland missbraucht, indem er hier nicht unerheblich straffällig wird oder 
gewalttätige Stellvertreterkonflikte auf deutschem Boden austrägt, dessen Aufenthalt muss beendet 
werden. Künftig muss daher gelten: Bei schweren Straftaten führt die Verurteilung zu einer 
Freiheitsstrafe zu einer Regelausweisung. (Seite 94) 
 
Abgelehnte Asylbewerber müssen unser Land wieder verlassen. Wir wollen die freiwillige Rückkehr 
besser unterstützen, indem wir Anreize und die Rückkehrberatung stärken. Wenn dies nicht freiwillig 
geschieht, muss die Ausreisepflicht staatlich durchgesetzt werden. Die Bundesregierung wird 
umfassende gesetzliche Regelungen erarbeiten, um die Zahl der Rückführungen zu steigern. (Seite 
94) 
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Deutschland als Einwanderungsland ist geprägt von Menschen unterschiedlicher Herkunft. Wir wollen 
den sozialen Zusammenhalt stärken. Integration muss weiterhin gefördert, aber 
intensiver als bisher eingefordert werden. Durch effiziente und zielgerichtete Angebote wollen wir 
bessere Startchancen für Bleibeberechtigte schaffen. Die Migrationsberatung für erwachsene 
Zugewanderte (MBE) wird fortgeführt und auskömmlich finanziert. Ergänzend verbessern wir die 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen bei der Integration. 
(Seite 95) 
 
Wir wollen mehr in Integration investieren, Integrationskurse fortsetzen, die Sprach-Kitas wieder 
einführen, das Startchancen-Programm fortsetzen und auf Kitas ausweiten. Damit sorgen wir für eine 
Integration von Anfang an. (Seite 95) 
 
Eine verpflichtende Integrationsvereinbarung soll künftig Rechte und Pflichten definieren. Die 
Integrationsvereinbarungen erwerbsloser Schutzberechtigter sollen konkrete Schritte zur 
Arbeitsmarktintegration (insbesondere Aufnahme einer integrativen Tätigkeit oder Ausbildung) 
enthalten. Dafür sollen sie sich auch an den bestehenden und gegebenenfalls neu zu 
schaffenden Instrumenten des SGB II orientieren. (Seite 95) 
 
Der Bund wird die Länder und darüber die Kommunen weiterhin bei der Unterbringung von 
Asylsuchenden finanziell unterstützen. (Seite 96) 
 
Wir werden die Digitalisierung der Migrationsverwaltung gemeinsam mit den Ländern mit Nachdruck 
fortführen, das Ausländerzentralregister ausbauen und den Datenaustausch verbessern. Ein Gesetz 
zur Weiterentwicklung der Digitalisierung der Migrationsverwaltung werden wir zügig umsetzen. Wir 
wollen insbesondere das Aufenthaltsgesetz redaktionell überarbeiten und entbürokratisieren, um die 
Rechtsanwendung für alle zu vereinfachen. (Seite 96) 
 
Wir setzen auf eine deutliche Beschleunigung der Asylverfahren – sowohl beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge als auch bei verwaltungsgerichtlichen Verfahren. (Seite 96) 
 
Wir schaffen die „Turboeinbürgerung“ nach drei Jahren ab. Darüber hinaus halten wir an der Reform 
des Staatsbürgerschaftsrecht fest. (Seite 96) 
 
Flüchtlinge mit Aufenthaltsrecht nach der Massenzustrom-Richtlinie, die nach dem 01.04.2025 
eingereist sind, sollen wieder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, sofern sie 
bedürftig sind. Die Bedürftigkeit muss durch konsequente und bundesweit einheitliche 
Vermögensprüfungen nachgewiesen werden. Der Bund wird die hierdurch bei den Ländern und 
Kommunen entstehenden Mehrkosten tragen. (Seite 96/97) 
 
 

Familie, Frauen, Jugend, Senioren und Demokratie (Seite 98-105) 
 
Für gutes Aufwachsen und Chancengerechtigkeit für alle Kinder in Deutschland werden wir die 
verpflichtende Teilnahme aller Vierjährigen an einer flächendeckenden, mit den Ländern 
vereinbarten Diagnostik des Sprach- und Entwicklungsstands einführen. Bei ermitteltem Förderbedarf 
erwarten wir von den Ländern geeignete, verpflichtende Fördermaßnahmen und -konzepte. Dafür 
führen wir ein Qualitätsentwicklungsgesetz (QEG) ein und lösen das KiTa-Qualitätsgesetz ab. Im 
Rahmen des QEG wollen wir eine zusätzliche Förderung für Sprach-Kitas und Startchancen-Kitas 
integrieren. Dafür entwickeln wir das Konzept der Sprach-Kitas weiter. Die Startchancen-Kitas wollen 
wir nach den bereits in den Ländern entwickelten Sozialindizes bürokratiearm fördern, insbesondere 
mit einem Chancenbudget. (Seite 98) 
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Wir wollen die duale Ausbildung für Erzieherberufe unter Beibehaltung des anerkannten 
Qualifikationsrahmens einführen. Die Anwerbung internationaler Fachkräfte für Kitas wollen wir 
beschleunigen, vereinfachen und ausweiten. (Seite 98) 
 
Wir werden in Neubau, Ausbau, Sanierung und Modernisierung (etwa für Inklusion, Arbeitsschutz, 
Ausstattung und Digitalisierung) investieren, um frühkindliche Bildung zu ermöglichen. (Seite 98) 
 
Den Ganztagsausbau treiben wir voran. Wir halten am Ausbauziel für die Ganztagsbetreuung in der 
Grundschule fest. Dafür werden wir bürokratische Hürden abbauen. Der Rechtsanspruch soll 
deutschlandweit mit einer Qualitätsentwicklung perspektivisch verbunden sein. Bei der Umsetzung 
vor Ort eröffnen wir den Kommunen mehr Gestaltungsspielräume. Angebote der anerkannten freien 
Träger der Jugendarbeit sollen zur Erfüllung des Rechtsanspruchs herangezogen werden können und 
in ihrer Rolle gestärkt werden. Wir verlängern das laufende Investitionsprogramm um zwei Jahre und 
erhöhen die Investitionsmittel für den Ganztag. 
(Seite 98) 
 
Die Frühen Hilfen als wirkungsvolle und zielgenaue Präventionsmaßnahme zur Unterstützung, 
Begleitung und Beratung von Familien ab der Schwangerschaft stocken wir im Rahmen der 
Bundesstiftung Frühe Hilfen auf und erproben modellhaft, wie sie auf Kinder im Alter von vier bis 
sechs Jahren ausgeweitet werden können. (Seite 99) 
 
Wir wollen dafür sorgen, dass alle Kinder mit Anspruch auf das Bildungs- und Teilhabepaket (BuT) 
das kostenlose Mittagessen in Kita und Schule auch erhalten. Dafür sollten die bestehenden 
gesetzlichen Möglichkeiten, beispielsweise über einen Sammelantrag der Schule, vollumfänglich und 
flächendeckend ausgeschöpft werden. In Startchancen-Kitas und -Schulen wollen wir modellhaft ein 
bürokratiearmes BuT-Budget für das Mittagessen erproben. Damit erreichen wir auch mehr Familien 
mit geringen Erwerbseinkommen, die Anspruch auf Kinderzuschlag oder Wohngeld haben. (Seite 99) 
 
Wir wollen den Kinderzuschlag weiterentwickeln und vereinfachen. Dazu werden wir Abbruchkanten 
vermeiden und Regelungen zur Abschmelzung und Einkommensanrechnung für Familien günstiger 
gestalten. Der Kinderzuschlag soll Ende-zu-Ende digitalisiert werden. (Seite 99) 
 
In Deutschland ist etwa jedes fünfte Kind armutsgefährdet. Um eine bessere Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben zu erreichen, werden wir die Idee weiterverfolgen, Kindern über eine 
Teilhabe-App einen unbürokratischen Zugang zu besonderen schulischen Angeboten sowie Sport-, 
Musik-, Kultur- und sonstigen Freizeitangeboten zu ermöglichen. (Seite 99) 
 
Wir werden in einem ersten Schritt säumige Unterhaltsschuldner durch härtere Strafen sanktionieren, 
zum Beispiel durch Führerscheinentzug, und so die Rückgriffquote beim Unterhaltsvorschuss 
erhöhen. Wir werden die Auskunftspflicht für Unterhaltsschuldner im Unterhaltsvorschussgesetz 
(UVG) verschärfen, insbesondere durch die Einführung der unterjährigen Auskunftspflicht. Wir 
werden die Pfändungsfreigrenzen für Unterhaltsschuldner überprüfen. In einem nächsten Schritt 
wollen wir Alleinerziehende und deren Kinder besser unterstützen, indem wir das Kindergeld nur 
hälftig auf den Unterhaltsvorschuss anrechnen. (Seite 100) 
 
Wir wollen sicherstellen, dass sich Kinder und Jugendliche in der digitalen Welt sicher 
bewegen können. Dazu werden wir eine Expertenkommission einsetzen, um eine Strategie „Kinder 
und Jugendschutz in der digitalen Welt“ zu erarbeiten und die Umsetzung ressort- und Ebenen 
übergreifend zu begleiten. (Seite 100) 
 
Wir werden den Kinder- und Jugendplan des Bundes weiterentwickeln. Den Kinder- und Jugendplan 
als zentrales Finanzierungsinstrument für die Kinder- und Jugendarbeit wollen wir in einem ersten 
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Schritt um zehn Prozent besser ausstatten und anschließend die Finanzierung dynamisieren. (Seite 
100) 
 
Das Ziel der inklusiven Kinder- und Jugendhilfe durch Reduzierung der Schnittstellen soll 
weiterverfolgt werden, um den betroffenen Familien den Zugang zu Leistungen zu erleichtern und die 
Behörden zu entlasten. Wir werden zeitnah beginnen, gemeinsam mit Ländern und Kommunen unter 
Einbeziehung des umfangreichen Beteiligungsprozesses eine für sie umsetzbare Lösung zu erarbeiten. 
(Seite 101) 
 
Wir werden die gesellschaftliche Teilhabe von älteren Menschen stärken und digitale 
Teilhabebarrieren durch Unterstützungsprogramme wie den „Digitalpakt Alter“ weiter abbauen. 
(Seite 103) 
 
Wir streben an, das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz zusammenzuführen, die 
Freistellungsansprüche flexibler zu machen und den Kreis der Angehörigen zu erweitern. Wir prüfen, 
wie perspektivisch ein Familienpflegegeld eingeführt werden kann. (Seite 103) 
 
Wir stärken die Freiwilligendienste, stellen die überjährige Finanzierung sicher und bauen die 
Strukturen und Plätze sukzessive aus. Wir wollen einen Freiwilligendienst Bevölkerungsschutz 
implementieren, in den wir Modellprojekte des freiwilligen Handwerksjahres gemeinsam mit den 
Handwerkskammern integrieren. Wir wollen es Jugendlichen ermöglichen, sich unabhängig vom 
Geldbeutel der Eltern für einen Freiwilligendienst zu entscheiden. Wir wollen die Wohlfahrtsverbände 
bedarfsgerecht ausstatten. (Seite 104) 
 
 

Gesundheit und Pflege (Seite 105-113) 
 
Wir wollen eine gute, bedarfsgerechte und bezahlbare medizinische und pflegerische Versorgung für 
die Menschen im ganzen Land sichern. (Seite 105) 
 
Hohe Defizite prägen derzeit die Finanzsituation der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und der 
sozialen Pflegeversicherung. Die Einnahmeentwicklung bleibt deutlich hinter der Entwicklung der 
Ausgaben zurück. Die Beitragssätze steigen. Ziel ist es, die Finanzsituation zu stabilisieren und eine 
weitere Belastung für die Beitragszahlerinnen und -zahler zu vermeiden. Hierzu setzen wir auf ein 
Gesamtpaket aus strukturellen Anpassungen und kurzfristigen Maßnahmen. Ziel ist es, die seit Jahren 
steigende Ausgabendynamik zu stoppen und die strukturelle Lücke zwischen Ausgaben und 
Einnahmen zu schließen. (Seite 105) 
 
Wir wollen die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung auch langfristig stabilisieren und 
zugleich eine hohe Qualität und ein hohes Niveau der Leistungen sichern. Wir wollen die Einnahmen 
durch ein höheres Beschäftigungsniveau vergrößern und die Kosten auf der Ausgabenseite 
reduzieren. (Seite 105) 
 
Wir stärken freiwillige Angebote auf kommunaler Ebene, die vulnerable Gruppen in 
den Blick nehmen. (Seite 105) 
 
Die ambulante Versorgung verbessern wir gezielt, indem wir Wartezeiten verringern, das Personal in 
ärztlichen Praxen entlasten und den Zugang zu Fachärztinnen und Fachärzten bedarfsgerecht und 
strukturierter gestalten. (Seite 106) 
 
Wir entwickeln eine qualitative, bedarfsgerechte und praxistaugliche Krankenhauslandschaft 
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aufbauend auf der Krankenhausreform der letzten Legislaturperiode fort und regeln dies gesetzlich 
bis zum Sommer 2025. Wir ermöglichen den Ländern zur Sicherstellung der Grund- (Innere, Chirurgie, 
Gynäkologie und Geburtshilfe) und Notfallversorgung der Menschen besonders im ländlichen Raum 
Ausnahmen und erweiterte Kooperationen. Die Lücke bei den Sofort-Transformationskosten aus den 
Jahren 2022 und 2023 sowie den bisher für die GKV vorgesehenen Anteil für den 
Transformationsfonds für Krankenhäuser finanzieren wir aus dem Sondervermögen Infrastruktur. 
(Seite 108)  
 
Wir stellen die auskömmliche Finanzierung und Absicherung der notwendigen gesundheitlichen 
Versorgungsstrukturen in der Stadt und auf dem Land sicher. Besonders wichtig ist, dass kurzfristig 
eine Soforthilfe für versorgungsnotwendige Krankenhäuser als Überbrückung bis zum Inkrafttreten 
der Krankenhausreform geschaffen wird. (Seite 115) 
 
Die Bewältigung der stetig wachsenden Herausforderungen in der Pflege und für die 
Pflegeversicherung ist eine Generationenaufgabe. Auch dieser Herausforderung wollen wir mit einem 
Mix aus kurz-, mittel- und langfristigen Maßnahmen begegnen. Die strukturellen langfristigen 
Herausforderungen werden mit einer großen Pflegereform angehen. 
Ziele der Reform sind, die nachhaltige Finanzierung und Finanzierbarkeit der Pflegeversicherung zu 
sichern sowie eine Stärkung der ambulanten und häuslichen Pflege. (Seite 109) 
 
Die Grundlagen der Reform soll eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe auf Ministerebene unter Beteiligung 
der kommunalen Spitzenverbände erarbeiten. (Seite 109) 
 
Wir schaffen gesetzliche Rahmenbedingen für den Gesundheitssektor und den Rettungsdienst im 
Zivilschutz- sowie Verteidigungs- und Bündnisfall mit abgestimmter Koordinierung und eindeutigen 
Zuständigkeiten. Wir investieren in die energetische Sanierung und Digitalisierung für die 
Krankenhaus-, Hochschulklinik- und Pflegeinfrastruktur. (Seite 112) 
 


